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Auf die Berufung des KlÃ¤gers werden der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Berlin vom 15. September 2014 und der Bescheid der Beklagten vom 24. Februar
2012 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 9. Mai 2012 geÃ¤ndert. Die
Beklagte wird verurteilt, dem KlÃ¤ger Rente wegen voller Erwerbsminderung ab
dem 1. Oktober 2014bis zum 31. Dezember 2019 zu gewÃ¤hren. Im Ã�brigen wird
die Berufung zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger drei Viertel der
auÃ�ergerichtlichen Kosten des gesamten Rechtsstreits zu erstatten. Die Revision
wird zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt von der Beklagten die WeitergewÃ¤hrung seiner Rente wegen
voller Erwerbsminderung Ã¼ber den 31. MÃ¤rz 2012 hinaus. Hilfsweise begehrt er
die GewÃ¤hrung einer Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung Ã¼ber MÃ¤rz
2012 hinaus.
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Der 1964 geborene, also jetzt 54 Jahre alte KlÃ¤ger ist tÃ¼rkischer
StaatsangehÃ¶riger. Er hat keinen Beruf erlernt und war von 1980 bis 1982 in einer
Papierfabrik und von 1982 bis 1996 bei der E AG, jeweils als MaschinenfÃ¼hrer,
tÃ¤tig. Nach einer Zeit der Arbeitslosigkeit von 1996 bis 2003 arbeitete der KlÃ¤ger
als Wachmann. Von 2004 bis 2007 war er mit einer Autovermietung selbstÃ¤ndig.
AnschlieÃ�end war er arbeitsunfÃ¤hig bzw. arbeitslos.

Mit Bescheid vom 27. Mai 2010 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger Rente wegen
voller Erwerbsminderung aufgrund eines Leistungsfalles vom 17. November 2007
vom 1. September 2009 bis zum 31. MÃ¤rz 2012. In den Akten der Beklagten findet
sich unter anderem der Bericht des V -Klinikums vom 6. Dezember 2007 Ã¼ber
einen stationÃ¤ren Aufenthalt des KlÃ¤gers vom 19. November 2007 bis zum 6.
Dezember 2007, dort waren ihm nach einem Herzinfarkt am 22. November 2007
zwei Stents gelegt worden, die am 24. November 2007 aufgrund eines erneuten
Verschlusses der beiden Stents rekanalisiert werden mussten. In dem der
RentengewÃ¤hrung vorausgehenden Rentenantragsverfahren hatte die Beklagte
den KlÃ¤ger durch die Internistin Dr. P und den Facharzt fÃ¼r Psychiatrie und
Psychotherapie Dipl.- Med. B begutachten lassen. Dr. P war in ihrem Gutachten vom
19. Januar 2010 zu dem Ergebnis gekommen, dass die bei dem KlÃ¤ger vorliegende
koronare Herzerkrankung mit Zustand nach Myokardinfarkt, der Blutdruck und der
tablettenpflichtige Diabetes Mellitus zwar zu einem unter dreistÃ¼ndigen
LeistungsvermÃ¶gen als Wachmann gefÃ¼hrt hÃ¤tten, auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt jedoch noch sechs Stunden und mehr tÃ¤glich TÃ¤tigkeiten verrichtet
werden kÃ¶nnten. Nachtschicht, Zeitdruck, starke Temperaturschwankungen sowie
erhÃ¶hte Verletzungsgefahr, Klettern und Steigen und hÃ¤ufiges Tragen und Heben
von Lasten Ã¼ber 10 kg seien zu vermeiden. Dipl.-Med. B hatte in seinem
Gutachten vom 24. April 2010 eingeschÃ¤tzt, dass der KlÃ¤ger wegen einer
AnpassungsstÃ¶rung, eines Herzangstsyndroms und einer narzisstischen
PersÃ¶nlichkeit als Wachmann nur noch unter drei Stunden tÃ¤glich und auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt drei bis unter sechs Stunden tÃ¤glich leistungsfÃ¤hig sei.

Im November 2011 beantragte der KlÃ¤ger die Weiterzahlung seiner Rente wegen
Erwerbsminderung. Die Beklagte holte einen Befundbericht des den KlÃ¤ger
behandelnden Arztes fÃ¼r Nerven- und GemÃ¼tskrankheiten Herrn S vom 9. Januar
2012 ein. Dieser gab an, dass bei dem KlÃ¤ger wegen eines chronifizierten
mittelschweren bis schweren depressiven Syndroms multifaktorieller Genese und
einer SomatisierungsstÃ¶rung bei chronifiziertem Krankheitsbild ohne Tendenz zur
Besserung keine Belastbarkeit fÃ¼r eine TÃ¤tigkeit von wirtschaftlichem Wert
bestehe.

In ihrem im Auftrag der Beklagten erstellten Gutachten kam die FachÃ¤rztin fÃ¼r
Psychiatrie und Psychotherapie Dipl.-Med. S am 13. Februar 2012 zu dem Ergebnis,
dass der KlÃ¤ger seine letzte TÃ¤tigkeit als Wachmann weiterhin nur unter drei
Stunden, TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes jedoch (wieder) sechs
Stunden und mehr tÃ¤glich verrichten kÃ¶nne. Zu vermeiden seien Nachtschichten,
Zeitdruck, Temperaturschwankungen, Klettern und Steigen sowie hÃ¤ufiges Tragen
und Heben von Lasten Ã¼ber 10 kg sowie Arbeiten mit erhÃ¶hter
Verletzungsgefahr.
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Mit Bescheid vom 24. Februar 2012 lehnte die Beklagte den Antrag auf
Weiterzahlung der Rente wegen Erwerbsminderung mit der BegrÃ¼ndung ab, der
KlÃ¤ger sei wieder in der Lage, mindestens sechs Stunden tÃ¤glich unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes erwerbstÃ¤tig zu sein.

Zur BegrÃ¼ndung seines am 13. MÃ¤rz 2012 bei der Beklagten eingegangenen
Widerspruches legte der KlÃ¤ger ein Attest seines behandelnden Facharztes fÃ¼r
Neurologie und Psychiatrie Herrn Svom 13. Februar 2012 vor. Dieser fÃ¼hrte u.a.
aus, dass der KlÃ¤ger nach wie vor nicht belastbar und sowohl seelisch als auch
kÃ¶rperlich beeintrÃ¤chtigt sei. Eine Besserung des Krankheitsbildes sei bis dato
ausgeblieben. Er halte die Weiterzahlung der ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente fÃ¼r
dringend angebracht.

Ohne weitere Ermittlungen zu fÃ¼hren wies die Beklagte den Widerspruch mit
Widerspruchsbescheid vom 9. Mai 2012 zurÃ¼ck.

Mit der am 25. Mai 2012 bei dem Sozialgericht Berlin eingegangenen Klage hat der
KlÃ¤ger sein Begehren weiterverfolgt. Die in dem angefochtenen Bescheid
angegebenen Erkrankungen entsprÃ¤chen offensichtlich seinem Beschwerdebild
nur unzureichend. Es werde lediglich eine neurologisch-psychiatrische StÃ¶rung
festgestellt. Zum einen seien im eingereichten Attest enthaltene Angaben zu
weiteren somatischen Beschwerden in den angefochtenen Bescheiden nicht einmal
berÃ¼cksichtigt worden. Zum anderen werde in den vorliegenden Attesten das
depressive Beschwerdebild als mittelschwer bis schwer geschildert. Aus der Summe
der Ã¤rztlichen Unterlagen ergebe sich, dass sich sein Gesundheitszustand
gegenÃ¼ber der Erstberentung eher verschlechtert habe.

Das Sozialgericht hat Befundberichte der den KlÃ¤ger behandelnden Ã�rzte, und
zwar von dem Arzt fÃ¼r Nerven- und GemÃ¼tskrankheiten Herrn S vom 7.
September 2012 und von den Kardiologen Dres. R vom 13. September 2013
eingeholt. WÃ¤hrend Herr S angab, dass keine Belastbarkeit fÃ¼r eine TÃ¤tigkeit
von wirtschaftlichem Wert bestÃ¼nde, und zwar seit mindestens Anfang 2008,
gaben die Dres. R an, dass vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r kÃ¶rperlich
leichte Arbeiten im Wechsel der Haltungsarten vorliege. BezÃ¼glich der kardialen
Erkrankung kÃ¶nne dies bestÃ¤tigt werden.

Das Sozialgericht hat Beweis erhoben durch Einholung eines schriftlichen
SachverstÃ¤ndigengutachtens von dem Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie und
Physikalische Medizin, Prof. Dr. G vom 20. Dezember 2013. Dieser hat folgende
Diagnosen gestellt: Neurasthenie mit cerebraler TeilleistungsstÃ¶rung in Form einer
KurzzeitgedÃ¤chtnisstÃ¶rung; Zustand nach Myokardinfarkt mit Stentimplantation
in 2007 und coronares Herzsyndrom; erektile Dysfunktion; Diabetes mellitus;
Hypertonie. Er ist zu dem Ergebnis gekommen, dass der KlÃ¤ger noch tÃ¤glich
regelmÃ¤Ã�ig leichte kÃ¶rperliche Arbeiten verrichten kÃ¶nne. Er kÃ¶nne Lasten
bis zu 20 kg heben und tragen. Extreme UmwelteinflÃ¼sse seien aufgrund der
Herzkrankheit zu vermeiden. Die Arbeiten kÃ¶nnten im Gehen, im Stehen oder im
Sitzen und im freien Wechsel der Haltungsarten erfolgen. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne nicht
mehr in Nachtschicht arbeiten und sollte nicht auf Leitern und GerÃ¼sten tÃ¤tig
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sein. Er sei in der Lage, einfache geistige Arbeiten zu verrichten, beeintrÃ¤chtigt
seien im Wesentlichen das KurzzeitgedÃ¤chtnis und in diesem Zusammenhang
zugehÃ¶rige Funktionen. Das verbliebene LeistungsvermÃ¶gen reiche fÃ¼r die Zeit
ab April 2012 fÃ¼r mindestens sechs Stunden tÃ¤glich aus.

Der KlÃ¤ger hat einen Bericht des V -Klinikums vom 18. Mai 2014 Ã¼ber seine
stationÃ¤re Behandlung vom 12. Mai 2014 bis zum 17. Mai 2014 vorgelegt. Die
dortigen Ã�rzte diagnostizierten eine koronare Herzkrankheit mit erneutem
(Alt)-Verschluss im Stentbereich der RCA [rechte Koronararterie] und frustranem
Rekanalisationsversuch. Ein akuter Herzinfarkt wurde ausgeschlossen. Weiter
reichte der KlÃ¤ger einen psychologischen Bericht des Diplompsychologen und
Psychotherapeuten Herrn M vom 4. April 2014, Ã¼berarbeitet am 4. September
2014, ein. Dieser fÃ¼hrte aus, dass die ArbeitsfÃ¤higkeitsprognose durch den
SachverstÃ¤ndigen Prof. G das wahre AusmaÃ� der Erkrankungen des KlÃ¤gers
negiere entgegen den fachÃ¤rztlich begrÃ¼ndeten Diagnosen, ambulanten
Behandlungsaufstellung, Ã¤rztlichen Verordnungsplanung und erweiterter
Behandlungsstrategie und keine Erfolgsaussicht habe. Die revisionsÃ¤rztlich
beabsichtigte Arbeitserzwingung bringe den suizidal tendierenden KlÃ¤ger in
unverantwortbare Gefahr eines SymptomrÃ¼ckfalls mit Verschlimmerungstendenz
unter Einbeziehung psychosomatischer Zielorgane. Der KlÃ¤ger sei aus Sicht seines
Fachgebietes der klinischen Psychologie krankheitsbedingt als nicht arbeitsfÃ¤hig
anzusehen.

Mit Gerichtsbescheid vom 15. September 2014 hat das Sozialgericht die Klage
abgewiesen. Es hat sich dabei in erster Linie auf die Gutachten von Dipl.-Med. S und
Prof. Dr. G gestÃ¼tzt sowie auf die beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahmen der
Beklagten. Soweit der KlÃ¤ger somatische Leiden, insbesondere seitens des
Herzens und des Diabetes, angebe, vermÃ¶chten alle diesbezÃ¼glich vorliegenden
Befunde keine quantitative Limitierung seines LeistungsvermÃ¶gens zu
begrÃ¼nden. Dies hÃ¤tten auch die behandelnden Kardiologen Dres. R im
Befundbericht vom 13. September 2012 bestÃ¤tigt.

Gegen den am 18. September 2014 zugestellten Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger
am 16. Oktober 2014 Berufung bei dem Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung hat sein ProzessbevollmÃ¤chtigter vorgetragen, der
aktuelle Gesundheitszustand ab April 2012 rechtfertige die RentengewÃ¤hrung
wegen voller Erwerbsminderung, hilfsweise wegen teilweiser Erwerbsminderung, als
sogenannte Arbeitsmarktrente. Das Gutachten von Prof. Dr. G sei widersprÃ¼chlich
und ungeeignet. Der Gutachter komme selbst zu dem Ergebnis, dass das Verhalten
des KlÃ¤gers auffÃ¤llig sei und er dysphorisch wirke und den Gutachter in eine
Position zu bringen versuche, das Gutachten zu beenden. Selbst der Gutachter
stelle fest, dass eine KurzzeitgedÃ¤chtnisstÃ¶rung, eine Verlangsamung der
ReaktivitÃ¤t und eine kognitive und intellektuelle TeilstÃ¶rung vorlÃ¤gen. Der
Gutachter beschreibe das Verhalten des KlÃ¤gers als sehr auffÃ¤llig. Trotz dieser
eindeutigen Worte und trotz des offensichtlich psychischen Fehlverhaltens im
Uhrentest finde dies in der Beantwortung der Gutachterfragen keinen Niederschlag.
Das Gericht negiere, dass die Bewilligung der Rente auch im Zusammenhang mit
einer Erkrankung des StÃ¼tzsystems und einer Herzkrankheit des KlÃ¤gers
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stÃ¼nde. In dem Gutachten des Ã¤rztlichen Dienstes der Bundesagentur fÃ¼r
Arbeit vom 30. Mai 2009 seien eine depressive AnpassungsstÃ¶rung und
wiederkehrende seelische StÃ¶rungen mittelgradiger Episode genannt, aber ebenso
ein chronisches LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom, die HerzkranzgefÃ¤Ã�verengung,
die anhaltenden Herzbeschwerden, die Zuckererkrankung, der Bluthochdruck sowie
die HÃ¼ftschmerzen rechtsseitig und das Ã�bergewicht. Er beantragte, ein
SachverstÃ¤ndigengutachten auf dem Gebiet der Kardiologie/Psychokardiologie
einzuholen. Die Psychokardiologie sei eine Spezialdisziplin der Humanmedizin, die
sich mit dem wechselseitigen Zusammenhang zwischen psychischen Faktoren und
Herzerkrankungen befasse. Depressionen und Angsterkrankungen seien auch
Risikofaktoren fÃ¼r Herzerkrankungen, speziell fÃ¼r die koronare Herzkrankheit.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 15. September 2014 und den
Bescheid der Beklagten vom 24. Februar 2012 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 9. Mai 2012 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, ihm Rente wegen voller Erwerbsminderung, hilfsweise wegen teilweiser
Erwerbsminderung, Ã¼ber den 31. MÃ¤rz 2012 hinaus zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen,

hilfsweise,

Beweis in Form einer ergÃ¤nzenden Befragung der medizinischen
SachverstÃ¤ndigen Dr. D und Dr. wie folgt zu erheben:

Bestehen nach Ã¤rztlichen Feststellungen ernste Zweifel daran, dass der KlÃ¤ger
noch folgende TÃ¤tigkeiten ausÃ¼ben kann: â�¢ Zureichen, Abnehmen,
Transportieren von Teilen bis 5 kg ohne Hilfsmittel â�¢ Reinigungsarbeiten von
Kleinteilen per Hand ohne Hilfsmittel â�¢ Kleben, Bekleben, Sortieren,
Zusammensetzen und Verpacken von Kleinteilen,

weiter hilfsweise,

die Revision zuzulassen.

Sie hat sich auf die GrÃ¼nde der Vorentscheidung bezogen.

Der KlÃ¤ger hat einen weiteren psychologischen Bericht mit Befundangaben des
Diplompsychologen und Psychotherapeuten M vom 26. Januar 2015 eingereicht.

Der Senat hat Befundberichte der den KlÃ¤ger behandelnden Ã�rzte, und zwar des
Arztes fÃ¼r Allgemeinmedizin B vom 2. Juni 2015, des Arztes fÃ¼r Lungen- und
Bronchialheilkunde Dr. P vom 3. Juni 2015, der Ã�rzte fÃ¼r Kardiologie Dres. R von
Juni 2015 und der FachÃ¤rztin fÃ¼r Nervenheilkunde K vom 7. Juli 2015 eingeholt.
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Sodann hat der Senat Beweis erhoben durch Einholung eines schriftlichen
SachverstÃ¤ndigengutachtens von dem Facharzt fÃ¼r Psychosomatische Medizin
und Psychotherapie Dr. M vom 10. Januar 2016. Dieser hat folgende Diagnosen
gestellt: Ichstrukturelle StÃ¶rung mit narzisstischer BewÃ¤ltigung; somatoforme
FunktionsstÃ¶rungen des kardiovaskulÃ¤ren Systems; depressive Episode,
gegenwÃ¤rtig mittelgradig; Agoraphobie mit Panikattacken; anamnestisch bekannte
TeilleistungsstÃ¶rung unklarer Genese, differenzialdiagnostisch cerebrale
Mikroangiopathie; koronare EingefÃ¤Ã�erkrankung bei Zustand nach Herzinfarkt
und reduzierter Pumpfunktion; Bluthochdruck; Diabetes mellitus; chronisch
obstruktive Lungenerkrankung (COPD); BlutfetterhÃ¶hung; gastritische
Beschwerden; anamnestisch bekannte, leichtgradige Polyneuropathie; Cephalgien,
Verdacht auf Spannungskopfschmerzen; Sklerose der Femoralarterien, Verdacht auf
generalisierte Arteriosklerose; Fettleber mit beginnender Zirrhose; geringgradiges
degeneratives LendenwirbelsÃ¤ulen-Syndrom; Verdacht auf degeneratives
BrustwirbelsÃ¤ulen-Syndrom; Verdacht auf Fersensporn rechts. Dr. M ist zu dem
Ergebnis gekommen, dass der KlÃ¤ger kÃ¶rperlich schwere und mittelschwere
Arbeiten nicht mehr verrichten kÃ¶nne. Das LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r stÃ¤ndig
gehende und stÃ¤ndig stehende KÃ¶rperhaltungen sei aufgehoben. TÃ¤tigkeiten im
Wechsel zwischen Gehen, Stehen und Sitzen seien mÃ¶glich. Das Arbeiten in
geschlossenen RÃ¤umen sei mÃ¶glich, wenn hiermit keine Exposition gegenÃ¼ber
Allergenen oder Aerosolen verbunden sei. Im Freien, ohne Witterungsschutz, solle
der KlÃ¤ger keine Verwendung finden. Arbeiten unter dem Einfluss von Hitze,
KÃ¤lte, starken Temperaturschwankungen, Zugluft, Staub, allergenen Reizstoffen
oder Feuchtigkeit kÃ¶nnten nicht mehr verrichtet werden. TÃ¤tigkeiten unter der
Exposition gegenÃ¼ber GanzkÃ¶rpervibrationen, solchen, die das Steigen, Klettern,
das stÃ¤ndige oder Ã¼berwiegende Knien, Kriechen und/oder Hocken erforderten,
die Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten erforderten, seien nicht mehr abzufordern.
TÃ¤tigkeiten mit stÃ¤ndigem oder Ã¼berwiegendem BÃ¼cken seien dem KlÃ¤ger
nicht mehr mÃ¶glich. Das Heben und Tragen von schweren und mittelschweren
Lasten sei nicht mehr mÃ¶glich, ebenso wenig stÃ¤ndige oder Ã¼berwiegende
Ã�berkopfarbeiten. Arbeiten, die eine erhÃ¶hte Belastbarkeit der WirbelsÃ¤ule, eine
verstÃ¤rkte Belastbarkeit der Arme und der Beine einschlÃ¶ssen, seien nicht mehr
ausfÃ¼hrbar. Das LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r das Arbeiten in Nachtschicht sei
aufgehoben. TÃ¤tigkeiten in Zwangshaltungen und mit stÃ¤ndiger oder
Ã¼berwiegender einseitiger KÃ¶rperhaltung sowie in festgelegtem Rhythmus und
unter Zeitdruck seien nicht mehr mÃ¶glich. Arbeiten, die stÃ¤ndig eine
Computernutzung erforderlich machten, kÃ¶nnten ebenfalls nicht mehr verrichtet
werden. Das verbliebene qualitative RestleistungsvermÃ¶gen beinhalte kÃ¶rperlich
leichte Arbeiten in wechselnden KÃ¶rperhaltungen. Schwierige und mittelschwere
geistige Arbeiten, insbesondere bei erhÃ¶hten AnsprÃ¼chen an das
ReaktionsvermÃ¶gen, die Aufmerksamkeit, die Schreibgewandtheit in deutscher
Sprache, die Auffassungsgabe, die Lern- und MerkfÃ¤higkeit, das GedÃ¤chtnis, die
KonzentrationsfÃ¤higkeit, und Arbeiten, die eine erhÃ¶hte Entschluss- und
VerantwortungsfÃ¤higkeit beinhalteten, kÃ¶nnten nicht mehr durchgefÃ¼hrt
werden. Ebenfalls aufgehoben sei das LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r TÃ¤tigkeiten mit
erhÃ¶hter Verantwortung, mit der Ã�berwachung und Steuerung komplexer
ArbeitsvorgÃ¤nge, die erhÃ¶hte Anpassungs- und UmstellungsfÃ¤higkeiten
erforderten. Das stÃ¤ndige oder Ã¼berwiegende Arbeiten mit Publikumsverkehr
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und Akkordarbeit seien dem KlÃ¤ger nicht mehr mÃ¶glich. ErhÃ¶hte AnsprÃ¼che
an die Umstellungs- und AnpassungsfÃ¤higkeit seien aktuell nicht mehr
leidensgerecht. Unter BerÃ¼cksichtigung der genannten qualitativen
EinschrÃ¤nkungen bestÃ¼nde ein RestleistungsvermÃ¶gen in einem zeitlichen
Umfang von mehr als sechs Stunden tÃ¤glich.

Der Senat hat erneut Beweis erhoben durch Einholung eines schriftlichen
SachverstÃ¤ndigengutachtens von dem Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die und
Unfallchirurgie Dr. W vom 12. April 2016. Dieser hat folgende Diagnosen gestellt:
Rezidivierendes zervikobrachiales Syndrom beidseits; MuskelspannungsstÃ¶rung im
Bereich der HalswirbelsÃ¤ule; Epicondylitis humeri radialis beidseits; flachbogige,
linkskonvexe, thorakolumbale Skoliose; Kyphose; Osteochondrose L3/L4;
Spondylarthrose L5/S1; rezidivierendes pseudoradikulÃ¤res
LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom beidseits; MuskelspannungsstÃ¶rung an der
LendenwirbelsÃ¤ule; primÃ¤re Coxarthrose rechts; Impingement-Syndrom der
HÃ¼fte links; retropatellare Chondropathie beidseits; Senk- und SpreizfuÃ�
beidseits; Arthrose MCP [Fingergrund-]-Gelenk I beidseits; chronifizierter Schmerz.
Er ist zu dem Ergebnis gekommen, dass der KlÃ¤ger noch leichte bis mittelschwere
Arbeiten verrichten kÃ¶nne, diese sollten vorwiegend im Sitzen, zeitweise im Gehen
und Stehen durchgefÃ¼hrt werden. Arbeiten in geschlossenen RÃ¤umen unter
Witterungsschutz seien zu empfehlen. Arbeiten in KÃ¤lte, NÃ¤sse, mit Zugluft, Hitze
und starken Temperaturschwankungen seien aus orthopÃ¤discher Sicht nicht zu
empfehlen. Einseitig kÃ¶rperliche Belastungen oder Zwangshaltungen wie Arbeiten
auf Leitern und GerÃ¼sten, in der Hocke oder im Kriechen, seien nicht mÃ¶glich.
Ebenso wenig einseitige kÃ¶rperliche Belastungen oder Zwangshaltungen mit
BÃ¼cken, Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 5 kg sowie Ã�berkopfarbeit.
Arbeiten mit Anforderungen an die grobe Kraft der HÃ¤nde seien eingeschrÃ¤nkt
mÃ¶glich, die Fingerfertigkeit sei nicht eingeschrÃ¤nkt. Arbeiten in Wechselschicht
seien aus fachorthopÃ¤discher Sicht mÃ¶glich. Arbeiten in zwangs- oder
Ã¼berwiegend einseitiger KÃ¶rperhaltung seien nicht mÃ¶glich, Arbeiten unter
Zeitdruck, wie Akkord- oder FlieÃ�bandarbeit nur eingeschrÃ¤nkt. Arbeiten mit
Anforderungen an das ReaktionsvermÃ¶gen und die Aufmerksamkeit seien
eingeschrÃ¤nkt mÃ¶glich.

Unter BerÃ¼cksichtigung der qualitativen EinschrÃ¤nkungen kÃ¶nne der KlÃ¤ger
noch vollschichtig tÃ¤tig sein.

Der KlÃ¤ger hat sich mit den eingeholten Gutachten nicht einverstanden erklÃ¤rt.
Er hat eine Stellungnahme des Diplom-Psychologen und Psychotherapeuten M vom
17. Mai 2016 eingereicht, in dem dieser sich mit dem SachverstÃ¤ndigengutachten
von Dr. M auseinandersetzt.

In seiner vom Gericht angeforderten gutachterlichen Stellungnahme vom 13.
August 2016 ist Dr. M bei seiner EinschÃ¤tzung des LeistungsvermÃ¶gens
geblieben. Hierauf hat Herr M erneut erwidert (Stellungnahme vom 7. November
2016).

Auf Anforderung des Senats, zur Frage einer Summierung von
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LeistungseinschrÃ¤nkungen Stellung zu nehmen, hat die Beklagte mit Schriftsatz
vom 8. Februar 2017 mitgeteilt, dass Anhaltspunkte fÃ¼r das Vorliegen einer
Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen sich weder aus dem
Akteninhalt noch aus dem psychosomatisch-psychotherapeutischen Gutachten des
Dr. M noch aus dem unfallchirurgisch-orthopÃ¤dischen Gutachten des Dr. W
ergÃ¤ben. Es bestÃ¼nden zwar zahlreiche qualitative EinschrÃ¤nkungen, die aber
allesamt leichte TÃ¤tigkeiten, die Ã¼berwiegend im Sitzen verrichtet wÃ¼rden,
nicht ausschlÃ¶ssen. Das negative Leistungsbild stelle keine Summierung
ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen dar, denn es handele sich
ausschlieÃ�lich um Merkmale, die bereits von dem Begriff der leichten TÃ¤tigkeit
mitumfasst seien (Hinweis auf das Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom 20.
Oktober 2004, Az. B 5 RJ 48/03 R sowie vom 14. Juli 1999, Az. B 13 RJ 65/97 R). Der
Senat hat Beweis erhoben durch Einholung eines schriftlichen Gutachtens von dem
SachverstÃ¤ndigen fÃ¼r Berufskunde und TÃ¤tigkeitsanalyse B vom 28. MÃ¤rz
2017. Dieser hat ausgefÃ¼hrt, dass die LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers deutlich
zeige, dass eine erhebliche Anzahl von LeistungseinschrÃ¤nkungen vorliege. Auch
nach intensiver Recherche und AusschÃ¶pfung aller ihm bekannten
InformationsmÃ¶glichkeiten sei dem KlÃ¤ger aufgrund seiner gesundheitlichen
EinschrÃ¤nkungen ein GroÃ�teil des allgemeinen Arbeitsmarktes verschlossen.
Selbst kÃ¶rperlich leichteste TÃ¤tigkeiten seien aus unterschiedlichen GrÃ¼nden
fÃ¼r den KlÃ¤ger nicht durchfÃ¼hrbar. Aus seiner Sicht seien dennoch zwei
berufliche TÃ¤tigkeiten zu diskutieren, und zwar der PfÃ¶rtner an der Nebenpforte
und der Mitarbeiter in der Sichtkontrolle von Kleinteilen. Die TÃ¤tigkeit des
PfÃ¶rtners an der Nebenpforte bestehe darin, bei Bedarf von der PfÃ¶rtnerloge aus
Einlass, z. B. durch Ã�ffnen einer Schranke oder einer Pforte mittels Knopfdruck, zu
gewÃ¤hren. Der Arbeitsplatz sei in der Regel mit einem Schreibtisch und hÃ¤ufig
mit MonitorwÃ¤nden zur VideoÃ¼berwachung des BetriebsgelÃ¤ndes ausgestattet.
Die TÃ¤tigkeit kÃ¶nne Ã¼berwiegend im Sitzen ausgeÃ¼bt werden. Beliebige
Haltungswechsel sowie Hin- und Hergehen in und gegebenenfalls vor der
PfÃ¶rtnerloge seien mÃ¶glich. Die TÃ¤tigkeit sei nicht mit dem Heben und Tragen
von Lasten verbunden. DarÃ¼ber hinaus stelle die PfÃ¶rtnertÃ¤tigkeit keine
besonderen Anforderungen an die FunktionstÃ¼chtigkeit der HÃ¤nde und Arme.
PfÃ¶rtner an der Nebenpforte seien keinen besonderen Anforderungen an das
KommunikationsvermÃ¶gen ausgesetzt, weil sie lediglich gelegentlich Kontakt mit
Mitarbeitern und nur ausnahmsweise mit Publikum hÃ¤tten. FÃ¼r die TÃ¤tigkeit
wÃ¼rden durchschnittliche Anforderungen an Aufmerksamkeit, ZuverlÃ¤ssigkeit,
Verantwortungsbewusstsein und Ã�bersicht gestellt. PfÃ¶rtner an der Nebenpforte
mÃ¼ssten Ã¼ber ein normales HÃ¶r- und SehvermÃ¶gen verfÃ¼gen. Sie
arbeiteten hÃ¤ufig in Schichten. Laut dem Bundesverband der Sicherheitswirtschaft
werde die TÃ¤tigkeit jedoch eher selten in Nachtschicht ausgeÃ¼bt.
Haltungswechsel seien fÃ¼r den Arbeitnehmer jederzeit mÃ¶glich.
Zwangshaltungen seien nicht einzunehmen. Das Heben und Tragen schwerer
Lasten komme im Rahmen der TÃ¤tigkeit nicht vor. Die TÃ¤tigkeit stelle
durchschnittliche Anforderungen an die Aufmerksamkeit, die ZuverlÃ¤ssigkeit und
das Verantwortungsbewusstsein. Sie werde unter Witterungsschutz in
geschlossenen RÃ¤umen ausgeÃ¼bt. Es handele sich um eine leichte kÃ¶rperliche
sowie geistige Arbeit. Nach Abgleich des TÃ¤tigkeitsprofils und dem aktuellen
Leistungsprofil des KlÃ¤gers lasse sich festhalten, dass der KlÃ¤ger grundsÃ¤tzlich
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gesundheitlich in der Lage sei, die TÃ¤tigkeit des PfÃ¶rtners an der Nebenpforte
auszuÃ¼ben. Einzig der Bestandteil der MonitorÃ¼berwachung im Rahmen der
genannten TÃ¤tigkeit sei gesondert zu betrachten. Dr. M weise in seinem Gutachten
darauf hin, dass das Arbeiten unter stÃ¤ndiger Computernutzung fÃ¼r den KlÃ¤ger
auszuschlieÃ�en sei. FÃ¼r den SachverstÃ¤ndigen sei hierbei fraglich, ob die
Ã�berwachung der Monitore im Rahmen der TÃ¤tigkeit des PfÃ¶rtners an der
Nebenpforte ebenfalls mit der von Dr. M beschriebenen Computernutzung gemeint
sei. Hierzu sollte Dr. M gegebenenfalls noch einmal Auskunft geben. Sollte die
Ã�berwachung mittels Monitor kein Problem darstellen, so sei die TÃ¤tigkeit des
PfÃ¶rtners an der Nebenpforte fÃ¼r den KlÃ¤ger gesundheitlich geeignet.

Die TÃ¤tigkeit des PfÃ¶rtners an der Nebenpforte werde auch noch an mehr als 300
ArbeitsplÃ¤tzen im Bundesgebiet ausgeÃ¼bt. Im Rahmen seiner
SachverstÃ¤ndigentÃ¤tigkeit habe er bereits im Rahmen anderer Gerichtsverfahren
zu dieser TÃ¤tigkeit umfangreich und kritisch recherchiert. Die PfortentÃ¤tigkeit
werde heutzutage von den meisten Unternehmen an externe Dienstleister
vergeben. Daher arbeiteten PfÃ¶rtner zunehmend in Wach- und
Sicherheitsunternehmen, die diese Dienstleistung erbringen wÃ¼rden. Hierzu
wÃ¼rden sie bei Unternehmen nahezu aller Wirtschaftsbereiche eingesetzt. Einem
Schriftwechsel mit dem Bundesverband der Sicherheitswirtschaft (BDSW) sei zu
entnehmen, dass davon ausgegangen werde, dass bundesweit zwischen 850 bis
900 ArbeitsplÃ¤tze fÃ¼r den PfÃ¶rtner an der Nebenpforte vorhanden seien. Hierzu
habe es bereits in der Vergangenheit Abfragen des BDSW an seine
Mitgliedsbetriebe gegeben, wonach diese nach der Anzahl der vorhandenen
ArbeitsplÃ¤tze im Bereich "Sicherheitsmitarbeiter im Objektschutz, der seine
TÃ¤tigkeit im Objekt an Nebenpforten ausfÃ¼hre", befragt worden seien. Der
SachverstÃ¤ndige legte Kopien des Schriftwechsels des BDSW mit dem
Landessozialgericht (LSG) Sachsen-Anhalt in dem Verfahren L 3 R 364/08 vor sowie
mit dem Sozialgericht Berlin in dem Verfahren S 105 R 4175/12 vor. In einem
Schreiben des BDSW vom 1. Juni 2011 in dem Verfahren des LSG Sachsen-Anhalt,
Aktenzeichen L 3 R 364/08, benannte der BDSW 13 bundesweit bzw. Ã¼berregional
tÃ¤tige Unternehmen, die nach wie vor in bedeutendem Umfang den
Sicherheitsmitarbeiter im Objektschutzdienst als PfÃ¶rtner an der Nebenpforte
einsetzen wÃ¼rden.

BezÃ¼glich des Mitarbeiters in der Sichtkontrolle von Kleinteilen hat der Gutachter
B ausgefÃ¼hrt, dass diese in unterschiedlichsten Branchen arbeiteten, wie z. B. in
der Automobil-, Metall- oder Kunststoffindustrie. Die Hauptaufgabe liege darin,
gefertigte Kleinteile im Rahmen der QualitÃ¤tskontrolle zu Ã¼berprÃ¼fen. Dabei
sei oftmals Fingerfertigkeit, aber keine grobe Kraft notwendig. WÃ¼rden fehlerhafte
Teile identifiziert, seien diese auszusortieren und gegebenenfalls zu dokumentieren.
Unter UmstÃ¤nden wÃ¼rden die Kleinteile verpackt und fÃ¼r den Versand
vorbereitet. Die TÃ¤tigkeit in der Sichtkontrolle von Kleinteilen erfolge
Ã¼blicherweise in geschlossenen RÃ¤umen unter Witterungsschutz. Sie sei
Ã¼berwiegend im Sitzen an einem Tisch/einer Werkbank auszuÃ¼ben, wobei
zwischenzeitliches Stehen zum Positionswechsel ebenfalls mÃ¶glich sei. Die
TÃ¤tigkeit stelle erhÃ¶hte Anforderungen an die SehfÃ¤higkeit, wobei das Arbeiten
mit Brille in der Regel kein Problem darstelle. HÃ¤ufig werde in Schichten
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gearbeitet, wobei genÃ¼gend TÃ¤tigkeiten auf dem Arbeitsmarkt vorhanden seien,
die nicht in Nachtschicht auszuÃ¼ben seien. Es handele sich um eine leichte
kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeit, die jedoch erhÃ¶hte Anforderungen an die Konzentration
und die Aufmerksamkeit des Mitarbeiters stelle. Nach Abgleich der
TÃ¤tigkeitsbeschreibung mit dem aktuellen Leistungsprofil des KlÃ¤gers bleibe
festzuhalten, dass der KlÃ¤ger die Ã¼berwiegenden Anforderungen der TÃ¤tigkeit
mit seinem gesundheitlichen RestleistungsvermÃ¶gen abdecken kÃ¶nne. Die
genannte TÃ¤tigkeit stelle gegebenenfalls trotzdem zu hohe Anforderungen an den
KlÃ¤ger. Gerade im Bereich der KonzentrationsfÃ¤higkeit und der Aufmerksamkeit
wÃ¼rden im Rahmen der TÃ¤tigkeit erhÃ¶hte Anforderungen gestellt. Auch hierzu
sollte gegebenenfalls eine ergÃ¤nzende Stellungnahme von Dr. M eingeholt
werden.

Auf die Anregung des SachverstÃ¤ndigen Bley hat der Senat Dr. M erneut zu einer
gutachterlichen Stellungnahme aufgefordert. In dieser Stellungnahme vom 6. Mai
2017 hat dieser angegeben, dass der KlÃ¤ger im Rahmen der konkreten beruflichen
TÃ¤tigkeit eines PfÃ¶rtners an der Nebenpforte Monitore auch stÃ¤ndig
Ã¼berwachen kÃ¶nne, wenn hiermit keine stÃ¤ndige Zwangshaltung der
HalswirbelsÃ¤ule oder die Ã�berwachung und Steuerung komplexer ArbeitsgÃ¤nge
verbunden seien. Der KlÃ¤ger sei dezidiert nicht in der Lage, auch unter Beachtung
der qualitativen Leistungsminderungen, quantitativ Ã¼ber acht Stunden tÃ¤glich,
die Leistungen des RestleistungsvermÃ¶gens zu erbringen. Soweit im beruflichen
Gutachten von Herrn B beschrieben werde, dass im Rahmen der TÃ¤tigkeit in der
Sichtkontrolle von Kleinteilen erhÃ¶hte Anforderungen an die Konzentration und die
Aufmerksamkeit gestellt wÃ¼rden, sei dies nicht mehr mit den festgelegten
qualitativen Leistungsminderungen im geistig-psychischen vereinbar.

Der KlÃ¤ger Ã¼bersandte den Bericht des Pkrankenhauses B vom 28. April 2017
Ã¼ber seinen stationÃ¤ren Aufenthalt dort in der Zeit vom 15. April 2017 bis 28.
April 2017. Am 8. April 2017 war im D Berlin eine CABG [Coronararterien-
Bypass]-Operation erfolgt.

In der Zeit vom 8. Mai 2017 bis 29. Mai 2017 absolvierte der KlÃ¤ger in der Klinik A
in R eine kardiologische stationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahme. Die dortigen
Ã�rzte kamen zu dem Ergebnis, dass er sowohl als Autovermieter als auch auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt noch mindestens sechs Stunden tÃ¤glich leistungsfÃ¤hig
sei. Er sei fÃ¼r leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten leistungsfÃ¤hig
nach ca. vier Wochen nach Reha-Entlassung. Er kÃ¶nne noch leichte TÃ¤tigkeiten in
Ã¼berwiegend gehender, stehender und sitzender Position sowie in FrÃ¼h- und
SpÃ¤tschichten ausfÃ¼hren. TÃ¤tigkeiten mit aufgehobenem Tag/Nachtrhythmus
seien nicht mehr leistungsgerecht.

Der Senat hat erneut Beweis erhoben durch Einholung eines schriftlichen
SachverstÃ¤ndigengutachtens von dem Facharzt fÃ¼r Innere Medizin â��
Gastroenterologie â�� sowie Facharztes fÃ¼r Psychotherapeutische Medizin und
frÃ¼heren Leitenden Arztes der Reha-Klinik T der Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r
Angestellte, Klinik fÃ¼r Psychosomatik und Gastroenterologie, Dr. R D vom 29.
November 2017. Dieser hat folgende Diagnosen gestellt: Koronare
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DreigefÃ¤Ã�erkrankung mit Zustand nach Herzinfarkt 2007; chronische
SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren; Angst und
Depression gemischt mit hypochondrischer Akzentuierung bei narzisstischer
PersÃ¶nlichkeitsakzentuierung; nicht insulinpflichtiger Diabetes mellitus Typ 2;
Hypertonie; COPD [chronisch-obstruktive Lungenerkrankung]; Adipositas BMI 28,7;
willentlich Ã¼berwindbare Agoraphobie; fachfremd: degenerative VerÃ¤nderungen
der LWS und HWS und der HÃ¼ftgelenke ohne wesentliche funktionelle
EinschrÃ¤nkungen, Verdacht auf beginnende Polyneuropathie. Es kÃ¶nnten noch
leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten verrichtet werden. Arbeiten im
Gehen, Stehen und Sitzen seien mÃ¶glich, ein Wechsel der Haltungsarten sei
vorteilhaft. Arbeiten in geschlossenen RÃ¤umen und im Freien unter
Witterungsschutz seien mÃ¶glich, wobei inhalative Reizstoffe vermieden werden
mÃ¼ssten. Arbeiten in KÃ¤lte, NÃ¤sse, Zugluft, Hitze und starken
Temperaturschwankungen seien ungÃ¼nstig. Arbeiten mit Steigen, Klettern, in der
Hocke und im Kriechen seien nicht mÃ¶glich, ebenso wenig Arbeiten mit BÃ¼cken,
Heben und Tragen von schweren Lasten Ã¼ber 5 kg. Aufgrund der
Schmerzsymptomatik seien derartige TÃ¤tigkeiten zu vermeiden. Anforderungen an
die grobe Kraft der HÃ¤nde seien etwas eingeschrÃ¤nkt, Fingerfertigkeit sei
gegeben. Arbeiten in Wechselschicht seien mÃ¶glich, jedoch keine Nachtarbeit,
wegen der damit verbundenen Labilisierung psychischer Funktionen. Arbeiten unter
Zwangs- oder Ã¼berwiegend einseitiger KÃ¶rperhaltung seien zu vermeiden, da sie
die Schmerzsymptomatik verstÃ¤rken kÃ¶nnten und die Einnahme einer
entlastenden KÃ¶rperhaltung verhinderten. Arbeiten an laufenden Maschinen oder
Akkordarbeit, TÃ¤tigkeiten mit besonderem Zeitdruck sollten vermieden werden.
Entsprechend dem Bildungsgrad und der PersÃ¶nlichkeitsakzentuierung kÃ¤men
nur leichtere geistige TÃ¤tigkeiten in Frage. Arbeiten mit Anforderungen an das
ReaktionsvermÃ¶gen und die Aufmerksamkeit seien mÃ¶glich, ebenso solche mit
Ã�bersicht, Verantwortungsbewusstsein und ZuverlÃ¤ssigkeit. Arbeiten, die eine
potentielle Eigen- oder FremdgefÃ¤hrdung einschlÃ¶ssen, seien aufgrund der
Schwindelneigung nicht mehr mÃ¶glich. Computerarbeiten seien bildungs- und
sprachbedingt nicht mÃ¶glich. TÃ¤tigkeiten, die besondere FÃ¤higkeiten in der
Kommunikation erforderten, seien nicht leidensgerecht. Der KlÃ¤ger sei in seiner
FlexibilitÃ¤t und Umstellungs- und AnpassungsfÃ¤higkeit leicht eingeschrÃ¤nkt.
Allerdings sei alles Neue angstbesetzt, diese Angst sei jedoch willentlich
Ã¼berwindbar. Unter WÃ¼rdigung der gesamten Befund- und Aktenlage sei noch
keine quantitative LeistungseinschrÃ¤nkung erkennbar. Damit sei von einem
vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gen (sechs Stunden und mehr, an fÃ¼nf Tagen der
Woche) des KlÃ¤gers fÃ¼r TÃ¤tigkeiten gemÃ¤Ã� den Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes unter Beachtung der genannten qualitativen
EinschrÃ¤nkungen auszugehen. Notwendig sei die DurchfÃ¼hrung einer
psychosomatisch-schmerztherapeutisch fokussierten stationÃ¤ren Rehabilitations-
behandlung, der auch die endgÃ¼ltige Leistungsbeurteilung vorbehalten bleiben
solle.

Der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers hat zu dem Gutachten eingewandt, dass
dieses an einigen Stellen widersprÃ¼chlich und daher nur schwer nachvollziehbar
sei. Es verwundere die Feststellung des Gutachters, dass er zum einen der
Auffassung sei, dass nach dem Grundsatz Reha vor Rente nunmehr eine stationÃ¤re
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schmerztherapeutisch orientierte psychosomatische Rehabilitationsbehandlung
erfolgen sollte und dieser auch die abschlieÃ�ende Leistungsbeurteilung
Ã¼berlassen bleibe, gleichzeitig aber unter WÃ¼rdigung der gesamten Befund- und
Aktenlage noch keine quantitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen erkennbar seien.
Ebenfalls widersprÃ¼chlich sei, dass die EinschrÃ¤nkungen, die aufgezÃ¤hlt
wÃ¼rden, eine TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt im Prinzip nicht
zulieÃ�en. Da der Gutachter zu dem Ergebnis komme, dass Arbeit in KÃ¤lte, NÃ¤sse
und Zugluft, Hitze sowie starken Temperaturschwankungen ungÃ¼nstig wÃ¤ren
wegen der COPD, scheide die TÃ¤tigkeit an der Nebenpforte aus. Sie scheide
ebenfalls aus wegen der dabei erforderlichen FÃ¤higkeiten in der Kommunikation,
die der Gutachter ebenfalls als nicht leidensgerecht ansehe.

Der Senat hat ein ergÃ¤nzendes berufskundliches SachverstÃ¤ndigengutachten
vom 6. August 2017 des Ã¶ffentlich bestellten und vereidigten SachverstÃ¤ndigen
fÃ¼r Berufskunde und TÃ¤tigkeitsanalyse Herrn N (im Folgenden: N) aus dem
Verfahren L 8 R 226/15 des LSG Berlin-Brandenburg den Beteiligten zur Kenntnis
gegeben. Darin ist dieser zu dem Ergebnis gekommen, dass es sich bei dem
Berufsbild "PfÃ¶rtner an der Nebenpforte" um einen so genannten
"Nischenarbeitsplatz" handele. Firmen, die noch Ã¼ber eine Nebenpforte
verfÃ¼gten, wÃ¼rden die Besetzung dieser Pforte an Sicherheitsfirmen vergeben,
die dann dort ihre Mitarbeiter einsetzen wÃ¼rden. Flexible EinsÃ¤tze seien
unerlÃ¤sslich, denn dem Auftraggeber sei es egal, wer an der Pforte sitze, diese
mÃ¼sse nur besetzt sein. Die dortigen BeschÃ¤ftigten hÃ¤tten eine eigene
Ausbildung und seien in aller Regel kÃ¶rperlich voll belastbar, dies sei eine
Einstellungsvoraussetzung.

Der Senat hat den Beteiligten die Niederschrift der Vernehmung des
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers der Firma G GmbH und Landesgruppenvorsitzenden fÃ¼r das
Land Berlin beim BDSW, Dipl.-Ing. E, als SachverstÃ¤ndigen in dem Verfahren L 8 R
475/12 des LSG Berlin-Brandenburg vom 1. Juli 2014 in Kopie Ã¼bersandt. Der
SachverstÃ¤ndige hatte dort u.a. ausgefÃ¼hrt, dass die TÃ¤tigkeit eines PfÃ¶rtners
bzw. Sicherheitsmitarbeiters regelmÃ¤Ã�ig beinhalte, dass man Verantwortung
fÃ¼r Leib und Leben anderer Ã¼bernehme. Seine Firma hÃ¤tte 1.600 Mitarbeiter,
von diesen gebe es nicht einen, der keine KontrollgÃ¤nge bei seiner TÃ¤tigkeit
machen mÃ¼sse. Wenn er jemanden einstelle, achte er darauf, dass er Wechsel-
und Nachtschicht ausÃ¼ben kÃ¶nne. Es kÃ¶nne jedoch durchaus auch sein, dass es
ArbeitsplÃ¤tze gebe, in denen nur in Wechselschicht gearbeitet werden mÃ¼sse.

Weiter hat der Senat die in dem Verfahren L 8 R 226/15 des LSG Berlin-
Brandenburg gestellten Anfragen an die vom BDSW in dem Schreiben vom 1. Juni
2011 benannten Firmen den Beteiligten zur Kenntnis gegeben. Die Anfragen hatten
folgenden Wortlaut:

"Sehr geehrte Damen und Herren,

in dem genannten Rechtsstreit bitte ich um Ihre Mithilfe. Streitig ist, ob der KlÃ¤ger
trotz bei ihm bestehender gesundheitlicher EinschrÃ¤nkungen noch auf die
TÃ¤tigkeit eines PfÃ¶rtners an der Nebenpforte verwiesen werden kann, was zur
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Folge hÃ¤tte, dass ihm die Beklagte keine Rente wegen voller Erwerbsminderung zu
gewÃ¤hren hÃ¤tte. Hier liegen berufskundliche Gutachten vor, die bezÃ¼glich der
TÃ¤tigkeiten eines PfÃ¶rtners an der Nebenpforte zu unterschiedlichen Ergebnissen
kommen, so dass weitere Ermittlungen erforderlich sind. Der Bundesverband
Deutscher Wach- und Sicherheitsunternehmen (BDSW) hat bereits in mehreren
sozialgerichtlichen Verfahren Stellungnahmen zu der TÃ¤tigkeit des PfÃ¶rtners an
der Nebenpforte abgegeben, auf die sich einer der berufskundlichen Gutachter
bezieht. Unter anderen wird darin auch Ihr Unternehmen als solches benannt, das in
bedeutendem Umfang den Sicherheitsmitarbeiter im Objektschutzdienst als
PfÃ¶rtner an der Nebenpforte einsetzt. Ich bitte daher um Beantwortung folgender
Fragen (bitte beantworten Sie die Fragen auch, obwohl der KlÃ¤ger zu keinem
Zeitpunkt Mitarbeiter Ihres Unternehmens war):

1. Wie stellt sich das TÃ¤tigkeitsprofil des "PfÃ¶rtners an der Nebenpforte" dar?
Welche EinzeltÃ¤tigkeiten enthÃ¤lt ein Ã¼blicher Arbeitstag? 2. Fallen
regelmÃ¤Ã�ig TÃ¤tigkeiten im Freien an, z.B. durch KontrollgÃ¤nge? 3. Kann die
TÃ¤tigkeit Ã¼berwiegend im Sitzen ausgeÃ¼bt werden? 4. Ist ein beliebiger
Haltungswechsel (Sitzen/Stehen/Gehen) sowie Hin- und Hergehen in und ggfs. vor
der PfÃ¶rtnerloge â�� auch spontan â�� mÃ¶glich? 5. Ist die TÃ¤tigkeit mit Heben
und Tragen von Lasten verbunden? Ggfs. von wieviel Kilogramm? 6. Besteht
Kontakt zu Publikum? In welchem AusmaÃ�? 7. Muss der Mitarbeiter "Erste Hilfe"
leisten kÃ¶nnen? 8. Sind PC-Kenntnisse erforderlich? Welcher Art? 9. FÃ¤llt dabei
regelmÃ¤Ã�ig die Ã�berwachung von Monitoren an? 10. FÃ¤llt regelmÃ¤Ã�ig
Schichtarbeit (FrÃ¼hschicht/SpÃ¤tschicht) an? Falls ja, wann beginnt und endet
jeweils die FrÃ¼h- bzw. SpÃ¤tschicht? 11. FÃ¤llt regelmÃ¤Ã�ig Nachtschicht an?
Wann beginnt und wann endet die Nachtschicht? 12. MÃ¼ssen die Arbeitnehmer
flexibel einsetzbar sein, damit auch andere
EinsÃ¤tze/TÃ¤tigkeiten/KundenwÃ¼nsche Ã¼bernommen werden kÃ¶nnen (z.B.
Objektschutz, PfÃ¶rtner, Empfangsmitarbeiter u.s.w.)? 13. Welche Einarbeitungszeit
benÃ¶tigt ein Arbeitnehmer, um die TÃ¤tigkeit des PfÃ¶rtners an der Nebenloge
vollwertig ausÃ¼ben zu kÃ¶nnen? 14. Wie viele ArbeitsplÃ¤tze gibt es in Ihrem
Unternehmen, die lediglich aus der isolierten TÃ¤tigkeit des "PfÃ¶rtners an der
Nebenpforte" bestehen?

Hierzu sind in dem Verfahren L 8 R 226/15 des LSG Berlin-Brandenburg folgende
Antworten eingegangen:

â�� Die Firma S GmbH, , hat mit Schreiben vom 9. November 2017 mitgeteilt, dass
in ihrem Unternehmen und in den durch sie zu betreuenden Kundenobjekten keine
derartigen Stellen zu besetzen sind/je waren.

â�� Die Firma D GmbH, hat mit Schreiben vom 14. November 2017 mitgeteilt, dass
sie in ihrem TÃ¤tigkeitsfeld keine "Nebenpforten" betreibt.

â�� Die Firma W GmbH & Co. KG, , hat mit Schreiben vom 21. November 2017
mitgeteilt, dass sich einige Fragen nicht konkret beantworten lassen, da viele
Faktoren wie Objekt, Kunde oder Dienstanweisung einer groÃ�e Rolle spielen und
sich nicht auf die allgemeine TÃ¤tigkeit als PfÃ¶rtner an einer Pforte oder auch an
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der Nebenpforte klar definieren lassen. Das TÃ¤tigkeitsprofil besteht aus
Besuchermanagement (Registration, Empfangen und Betreuen von Besuchern bis
zu deren Abholung), Ein- und Auslasskontrollen, Telefondienste. Ob der Mitarbeiter
Erste Hilfe leisten kÃ¶nnen muss, ist kundenspezifisch. MS Officeâ��Kenntnisse sind
erforderlich. Die Einsatzzeiten sind kundenspezifisch, in der Regel 6 Uhr bis 14 Uhr
und 14 Uhr bis 22 Uhr. Nachtarbeit ist kundenspezifisch, falls vorhanden in der
Regel 19 Uhr bis 7 Uhr. Die Mitarbeiter mÃ¼ssen flexibel einsetzbar sein, je nach
Qualifikation des Mitarbeiters. Es gibt in dem Unternehmen ca. 25 Positionen, die
lediglich aus der isolierten TÃ¤tigkeit des "PfÃ¶rtners an der Nebenpforte"
bestehen.

â�� Die Firma V GmbH, hat mit Schreiben vom 29. November 2017 mitgeteilt, dass
der "PfÃ¶rtner an der Nebenpforte" kein eigenstÃ¤ndiges Berufsbild darstellt. Durch
diese Begrifflichkeit wird lediglich eine der zahlreichen zum Berufsbild des
Sicherheitsmitarbeiters gehÃ¶renden TÃ¤tigkeiten angesprochen. Eine
generalisierende Antwort auf die Frage 1. ist angesichts der vielgestaltigen
denkbaren Gegebenheiten in den einzelnen zu betreuenden Objekten nicht
mÃ¶glich. In Abgrenzung zu dem "PfÃ¶rtner an der Hauptpforte" kann hinsichtlich
des PfÃ¶rtners an der Nebenpforte eine geringe Fluktuation an zu kontrollierenden
Personen und Kraftfahrzeugen angenommen werden. Weitere denkbare
TÃ¤tigkeiten eines PfÃ¶rtners sind Telefon- und AuskunftstÃ¤tigkeiten, die
Ergreifung von MaÃ�nahmen im Not- und Gefahrenfall (Alarmintervention, ggfs.
DurchfÃ¼hrung von Erste-Hilfe-MaÃ�nahmen), die Ã�berwachung von technischen
Anlagen, die Bedienung einer Telefonzentrale, die DurchfÃ¼hrung von
Taschenkontrollen, die Annahme von Postsendungen u.Ã¤. In der Regel hat der
PfÃ¶rtner auch Kontroll- und StreifengÃ¤nge durchzufÃ¼hren. In der Regel ist ein
spontaner Haltungswechsel mÃ¶glich, dieser kann jedoch zu StoÃ�zeiten
eingeschrÃ¤nkt sein. (Nur) auf Wunsch des Kunden muss der Mitarbeiter "Erste
Hilfe" leisten kÃ¶nnen. Grundlagenkenntnisse der EDV werden vorausgesetzt. Die
TÃ¤tigkeiten werden im Regelfall in zwei Tagesschichten, in AusnahmefÃ¤llen auch
im Nachtschichtdienst ausgeÃ¼bt. Die TÃ¤tigkeiten eines PfÃ¶rtners an der
Nebenpforte kÃ¶nnen 12-Stunden-Schichten zum Gegenstand haben. Die
Mitarbeiter mÃ¼ssen flexibel einsetzbar sein. Eine Einstellung als PfÃ¶rtner an der
Nebenpforte kommt in dem Unternehmen nicht vor, die Mitarbeiter werden alle als
Sicherheitsmitarbeiter eingestellt. Vertraglich besteht daher keine BeschrÃ¤nkung
auf eine TÃ¤tigkeit ausschlieÃ�lich als PfÃ¶rtner. Eine statistische Erhebung
bezÃ¼glich der isolierten TÃ¤tigkeit des "PfÃ¶rtners an der Nebenpforte" ist
infolgedessen nicht mÃ¶glich.

â�� Die Firma C GmbH, hat mit Schreiben vom 3. Januar 2018 mitgeteilt, dass es
das TÃ¤tigkeitsprofil eines PfÃ¶rtners nicht gibt. GrundsÃ¤tzlich steigen die
Anforderungen an PfÃ¶rtner, weil die seit Jahren steigenden TariflÃ¶hne (mehr als
100 % Lohnsteigerung seit 2010) auch die Erwartungen der Auftraggeber massiv
erhÃ¶hen. Es ist daher beinahe unmÃ¶glich, pauschal zutreffende Antworten zu
geben. Erste Hilfe ist regelmÃ¤Ã�ig Gegenstand der Forderungen von
Auftraggebern. Hilfeleistung jeder Art fÃ¼r den Auftraggeber gehÃ¶rt schlicht zum
Berufsbild. Schichtarbeit ist der absolute Regelfall. Dabei ist die 12-Stunden-Schicht
Ã¼blich. Diese beginnt meist um 06:00 Uhr/18:00 Uhr und endet um 18:00
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Uhr/06:Uhr. Sicherheitsmitarbeiter mÃ¼ssen flexibel sein. Sie mÃ¼ssen fÃ¼r
erkrankte Kollegen einspringen oder bei Auftragsspitzen mit "anpacken" und an
anderen Objekten unterstÃ¼tzen. Den Begriff " PfÃ¶rtner an der Nebenpforte"
verwenden sie in dem Unternehmen gar nicht. Es sind alle ArbeitsplÃ¤tze von
Aufgaben wie StreifengÃ¤nge, Besucherverkehr, Zutrittsmanagement
gekennzeichnet. PfÃ¶rtner an der Nebenpforte gibt es nicht mehr, diese gab es, als
der Stundenlohn noch unter 5 Euro die Stunde lag.

â�� Die Firma b. gmbh, hat mit Schreiben vom 10. Januar 2018 mitgeteilt, dass sie
den "PfÃ¶rtner an der Nebenpforte" derzeit nicht im Auftragsbestand der Firma hat.
Sie hat die Fragen dann unter dem Aspekt "EinzeltÃ¤tigkeiten PfÃ¶rtner"
beantwortet.

â�� Die Firma G KG, hat mit Schreiben vom 10. Januar 2018 nur die Fragen 1. bis 5.
beantwortet. Die Aufgaben eines PfÃ¶rtners beziehen sich danach auf
Telefondienst, Postempfang, Fahrzeugkontrolle, Personenkontrolle.

â�� Die Firma S GmbH & Co. KG, , hat mit Schreiben vom 18. Januar 2018
mitgeteilt, dass sich die Aufgaben eines PfÃ¶rtners stark gewandelt haben. Vor
einigen Jahren gab es noch einfache TÃ¤tigkeiten auszufÃ¼hren. Im Zuge der
letzten Jahre sind die Pforten oft technologisch aufgerÃ¼stet worden und der Kunde
wÃ¼nscht flexibles Servicepersonal, das entsprechend umfangreich eingesetzt
werden kann. Es fallen regelmÃ¤Ã�ig TÃ¤tigkeiten im Freien an, z.B. durch
KontrollgÃ¤nge. Das gezielte eigenstÃ¤ndige AusfÃ¼hren von Haltungen (Stehen,
Gehen, Sitzen) ist nur selten mÃ¶glich. Fast alle Kunden erwarten vom
Sicherheitspersonal eine Ausbildung in Erster Hilfe. Ã�blicherweise wird in Schichten
gearbeitet.

â�� Die Firma G GmbH, , hat mit Schreiben vom 19. Januar 2018 mitgeteilt, dass in
der Niederlassung Z keine PfÃ¶rtner an der Nebenpforte beschÃ¤ftigt sind.

â�� Die Firma G GmbH, hat mit Schreiben vom 1. Februar 2018 mitgeteilt, dass die
TÃ¤tigkeit im Wechsel von Sitzen und Stehen ausgeÃ¼bt wird. Sofern der Pforte
KontrollgÃ¤nge zugeordnet sind, ist regelmÃ¤Ã�ig die FÃ¤higkeit gefordert, 30
Minuten ohne Pause zu gehen. Erste-Hilfe-Leistung gehÃ¶rt heute zur
Grundvoraussetzung eines Einsatzes in diesem Bereich. Es fÃ¤llt regelmÃ¤Ã�ig
Schichtarbeit an. Flexible Einsetzbarkeit ist keine zwingende Voraussetzung, wird in
der Praxis aber regelmÃ¤Ã�ig gefordert. Eine Einstellung fÃ¼r den PfÃ¶rtner an der
Nebenpforte nimmt das Unternehmen seit Jahren nicht mehr vor, da keine
ausreichenden EinsatzmÃ¶glichkeiten allein auf dieser Position bestehen. Das
Anforderungsprofil ist umfangreicher geworden. Die vorhandenen PlÃ¤tze im
Unternehmen werden mit eingeschrÃ¤nkt einsetzbaren Bestandsmitarbeitern
besetzt.

â�� Die Firma C GmbH, hat mit Schreiben vom 7. Februar 2018 mitgeteilt, dass sie
zurzeit keine Mitarbeiter beschÃ¤ftigt, die eine TÃ¤tigkeit an einer Nebenpforte
ausfÃ¼hren.
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â�� Die Firma W GmbH & Co. KG, hat mit Schreiben vom 21. Februar 2018
mitgeteilt, dass sie nur allgemeingÃ¼ltige Aussagen zur TÃ¤tigkeit des "PfÃ¶rtners
an der Nebenpforte" treffen kann. GrundsÃ¤tzlich sind im Einzelfall immer die
objektspezifischen Gegebenheiten und speziellen Kundenforderungen aus dem
konkreten Bewachungsvertrag zu berÃ¼cksichtigen. In der Regel fallen
TÃ¤tigkeiten im Freien an. Der Mitarbeiter muss in der Regel Erste Hilfe leisten
kÃ¶nnen. In der Regel fÃ¤llt Schichtarbeit an. Die Arbeitnehmer mÃ¼ssen in der
Regel flexibel einsetzbar sein. Zur Frage 14. wurde "Keine Angabe" vermerkt.

â�� Die Firma K & Co. KG, hat mit Schreiben vom 20. MÃ¤rz 2018 mitgeteilt, dass
es unter dem Aspekt der tariflichen Eingruppierung den "PfÃ¶rtner an der
Nebenpforte" nicht gibt. Die Fragen 1. bis 14. kÃ¶nnen im Einzelfall sÃ¤mtlich
zutreffend sein. Gleichwohl kann es bei einem anderen Auftraggeber zutreffen, dass
nur zwei oder drei Kriterien zu beachten sind. Im vorliegenden Rechtsstreit werde
es darum gehen, ob das betreffende Unternehmen, welches den KlÃ¤ger
beschÃ¤ftigt oder beschÃ¤ftigt hat, einen leidensgerechten Arbeitsplatz anbieten
kann oder nicht.

Die Beklagte mit Schriftsatz vom 1. Juni 2018 zu den Ermittlungsergebnissen
Stellung genommen.

Der Senat hat den Beteiligten Kopien eines Gutachtens des SachverstÃ¤ndigen
fÃ¼r Berufskunde und TÃ¤tigkeitsanalyse Dr. Z aus dem Verfahren des Senats L 8 R
726/13 vom 6. Juni 2017 zur Kenntnis gegeben. Darin fÃ¼hrt der SachverstÃ¤ndige
u.a. aus, dass sich der Arbeitsmarkt seit dem Jahr 2000 ganz wesentlich verÃ¤ndert
habe. Heute wÃ¼rden allgemein andere, vor allem deutlich hÃ¶here Anforderungen
an Qualifikation und LeistungsvermÃ¶gen gestellt. Ein wichtiger Teil dieser
Entwicklung seien die technischen Fortschritte bei den Arbeitsmitteln, insbesondere
durch Informationstechnologien. Gleichzeitig seien der Druck, die horizontale
Ausweitung der TÃ¤tigkeiten, aber auch die vertikale Vertiefung (spezieller
Kenntnisse und FÃ¤higkeiten) umso mehr gewachsen. Diese Entwicklung sei ein
entscheidendes Charakteristikum des allgemeinen Arbeitsmarktes. Wegen der
Einzelheiten des Gutachtens wird auf dieses Bezug genommen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der eingereichten SchriftsÃ¤tze der Beteiligten und den Ã¼brigen Akteninhalt
verwiesen.

Die den KlÃ¤ger betreffenden Verwaltungsakten der Beklagten haben dem Senat
vorgelegen und sind Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (Â§ 151 SGG) des KlÃ¤gers ist
zulÃ¤ssig und teilweisebegrÃ¼ndet. Der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 15. September 2014 und der Bescheid der Beklagten vom 24. Februar 2012 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 9. Mai 2012 sind rechtswidrig und
verletzen den KlÃ¤ger in seinen Rechten. Er hat gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 Sechstes
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Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
voller Erwerbsminderung seit 1. Oktober 2014 befristet bis zum 31. Dezember 2019,
da er seit MÃ¤rz 2014 das ihm verbliebene RestleistungsvermÃ¶gen auf dem
Arbeitsmarkt nicht mehr verwerten kann.

Nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 1 SGB VI in der Fassung des Gesetzes zur Anpassung der
Regelaltersgrenze an die demografische Entwicklung und zur StÃ¤rkung der
Finanzierungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-
Altersgrenzenanpassungsgesetz) vom 20. April 2007, BGBl. I Seite 554, haben
Versicherte bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen
voller Erwerbsminderung, wenn sie

1. voll erwerbsgemindert sind,

2. in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben und

3. vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben.

Nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI sind voll erwerbsgemindert Versicherte, die wegen
Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden
tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Die vom Sozialgericht und dem Senat in Auftrag
gegebenen medizinischen SachverstÃ¤ndigengutachten haben zwar ergeben, dass
quantitativ noch ein ausreichendes LeistungsvermÃ¶gen von mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich besteht, der KlÃ¤ger ist zur Ã�berzeugung des Senats jedoch nicht
mehr in der Lage, das ihm verbliebene LeistungsvermÃ¶gen auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt zu verwerten, d.h., es liegt eine Summierung von
LeistungseinschrÃ¤nkungen vor, die die Benennung einer VerweisungstÃ¤tigkeit
erfordert und, sofern eine solche nicht benannt werden kann, zur GewÃ¤hrung einer
Rente wegen voller Erwerbsminderung fÃ¼hrt. Eine geeignete
VerweisungstÃ¤tigkeit hat die Beklagte nicht benannt.

Bei dem KlÃ¤ger liegen folgende GesundheitsstÃ¶rungen vor: Ichstrukturelle
StÃ¶rung mit narzisstischer BewÃ¤ltigung; somatoforme FunktionsstÃ¶rungen des
kardiovaskulÃ¤ren Systems; depressive Episode, gegenwÃ¤rtig mittelgradig;
Agoraphobie mit Panikattacken; anamnestisch bekannte TeilleistungsstÃ¶rung
unklarer Genese, differenzialdiagnostisch cerebrale Mikroangiopathie; anamnestisch
bekannte, leichtgradige Polyneuropathie; Cephalgien, Verdacht auf
Spannungskopfschmerzen; koronare DreigefÃ¤Ã�erkrankung bei Zustand nach
Herzinfarkt; nicht insulinpflichtiger Diabetes mellitus Typ 2; Bluthochdruck; COPD
(chronisch obstruktive Lungenerkrankung); Sklerose der Femoralarterien, Verdacht
auf generalisierte Arteriosklerose; Fettleber mit beginnender Zirrhose;
rezidivierendes zervikobrachiales Syndrom beidseits; MuskelspannungsstÃ¶rung im
Bereich der HalswirbelsÃ¤ule; Epicondylitis humeri radialis beidseits; flachbogige,
linkskonvexe, thorakolumbale Skoliose; Kyphose; Osteochondrose L3/L4;
Spondylarthrose L5/S1; rezidivierendes pseudoradikulÃ¤res
LendenwirbelsÃ¤ulensyndrom beidseits; MuskelspannungsstÃ¶rung an der
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LendenwirbelsÃ¤ule; primÃ¤re Coxartrhrose rechts; Impingement-Syndrom der
HÃ¼fte links; retropatellare Chondropathie beidseits; Senk- und SpreizfuÃ�
beidseits; Arthrose MCP [Fingergrund-]-Gelenk I beidseits. Diese Diagnosen
entnimmt der Senat den Gutachten der von ihm bestellten SachverstÃ¤ndigen,
wobei die psychiatrischen/psychosomatischen Diagnosen dem Gutachten von Dr.
Mentnommen sind, die orthopÃ¤dischen dem Gutachten von Dr. W und die
internistischen dem Gutachten von Dr. D, entsprechend den fachÃ¤rztlichen
Zuordnungen.

Bei dem KlÃ¤ger liegen folgende qualitativen EinschrÃ¤nkungen vor: Er ist nur noch
in der Lage, kÃ¶rperlich leichte Arbeiten zu verrichten, die im Wechsel zwischen
Gehen, Stehen und Sitzen, nicht Ã¼berwiegend gehend, nicht Ã¼berwiegend
stehend, auch Ã¼berwiegend sitzend verrichtet werden kÃ¶nnen und
Ã¼berwiegend sitzend verrichtet werden sollen. Arbeiten unter Einfluss von Hitze,
KÃ¤lte, NÃ¤sse und Zugluft sowie starken Temperaturschwankungen, Staub,
allergenen Reizstoffen und Feuchtigkeit kÃ¶nnen nicht mehr verrichtet werden.
TÃ¤tigkeiten unter der Exposition gegenÃ¼ber GanzkÃ¶rpervibrationen,
GerÃ¼starbeiten, Steigen, Klettern, mit Ã¼berwiegendem oder stÃ¤ndigem Knien,
Kriechen und/oder Hocken sind nicht mehr abzufordern, ebenso wenig solche mit
stÃ¤ndigem oder Ã¼berwiegendem BÃ¼cken und stÃ¤ndiger oder
Ã¼berwiegender Ã�berkopfarbeit. Heben und Tragen von schweren und
mittelschweren Lasten (Ã¼ber 5 Kilogramm) ist nicht mehr mÃ¶glich. Auch
Arbeiten, die eine erhÃ¶hte Belastbarkeit der WirbelsÃ¤ule, eine verstÃ¤rkte
Belastbarkeit der Arme und Beine einschlieÃ�en, sowie Arbeiten in festgelegtem
Rhythmus und unter Zeitdruck sind nicht mehr mÃ¶glich. Arbeiten mit
Anforderungen an die grobe Kraft der HÃ¤nde sind eingeschrÃ¤nkt mÃ¶glich.
Arbeiten in Nachtschicht kÃ¶nnen nicht durchgefÃ¼hrt werden. TÃ¤tigkeiten, die
stÃ¤ndig eine Computernutzung erforderlich machen, kÃ¶nnen ebenfalls nicht mehr
verrichtet werden. Einfache geistige TÃ¤tigkeiten sind mÃ¶glich, mittelschwierige
und schwierige nicht mehr. Arbeiten mit erhÃ¶hten AnsprÃ¼chen an das
ReaktionsvermÃ¶gen, die Aufmerksamkeit, die Schreibgewandtheit in deutscher
Sprache, die Auffassungsgabe, die Lern- und MerkfÃ¤higkeit, das GedÃ¤chtnis, die
KonzentrationsfÃ¤higkeit und Arbeiten, die eine erhÃ¶hte Entschluss- und
VerantwortungsfÃ¤higkeit beinhalten, kÃ¶nnen nicht mehr durchgefÃ¼hrt werden.
Ebenfalls aufgehoben ist das LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r TÃ¤tigkeiten mit erhÃ¶hter
Verantwortung und mit der Ã�berwachung und Steuerung komplexer
ArbeitsvorgÃ¤nge, die erhÃ¶hte Anpassungs- und UmstellungsfÃ¤higkeiten
erfordern. Das stÃ¤ndige oder Ã¼berwiegende Arbeiten mit Publikumsverkehr und
Akkordarbeit sind dem KlÃ¤ger nicht mehr mÃ¶glich.

Dies entnimmt der Senat den Gutachten der von ihm bestellten SachverstÃ¤ndigen
Dr. M und Dr. W. Soweit der SachverstÃ¤ndige Dr. D teilweise weniger
schwerwiegende qualitative EinschrÃ¤nkungen benennt, folgt der Senat dem nicht.
Dies betrifft vor allem die Haltungsarten, hier hÃ¤lt Dr. D Arbeiten im Gehen,
Stehen und Sitzen fÃ¼r mÃ¶glich, wobei ein Wechsel der Haltungsarten vorteilhaft
sein soll. DiesbezÃ¼glich folgt der Senat in erster Linie dem SachverstÃ¤ndigen Dr.
W, weil sich die entsprechenden EinschrÃ¤nkungen vor allem aus den
orthopÃ¤dischen Leiden ergeben. Dr. W hat angegeben, die vom KlÃ¤ger noch zu
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verrichtenden Arbeiten sollen vorwiegend im Sitzen, zeitweise im Gehen und Stehen
durchgefÃ¼hrt werden. Soweit Dr. D angibt, der KlÃ¤ger kÃ¶nne auch Arbeiten im
Freien unter Witterungsschutz verrichten, so widerspricht diese nach Auffassung
des Senats seiner Angabe, dass Arbeiten in KÃ¤lte, NÃ¤sse, Zugluft, Hitze, starken
Temperaturschwankungen ungÃ¼nstig seien. Auch Witterungsschutz kann diese
EinflÃ¼sse nicht gÃ¤nzlich ausschalten. Soweit Dr. D hinsichtlich der kognitiven
FÃ¤higkeiten geringere qualitative EinschrÃ¤nkungen als Dr. M benennt, folgt der
Senat dem ebenfalls nicht. Dr. M hat eine fÃ¼r den Senat nachvollziehbare und in
sich schlÃ¼ssige EinschÃ¤tzung des LeistungsvermÃ¶gens gegeben. Dagegen sieht
der Senat bei dem Gutachten von Dr. D einige Unstimmigkeiten, dies gilt
insbesondere fÃ¼r seine AusfÃ¼hrungen, dass eine abschlieÃ�ende Beurteilung
des LeistungsvermÃ¶gens erst nach DurchfÃ¼hrung einer stationÃ¤ren
schmerztherapeutisch orientierten psychosomatischen Rehabilitation erfolgen
sollte. Dies deutet darauf hin, dass er eigentlich eine Leistungsminderung bereits
annimmt, wobei bei den geringer formulierten qualitativen EinschrÃ¤nkungen nicht
recht deutlich wird, aus welchen GrÃ¼nden die stationÃ¤re Rehabilitation erfolgen
erforderlich sein sollte. Zwar empfiehlt auch Dr. M eine solche
RehabilitationsmaÃ�nahme, jedoch mit einer nachvollziehbaren BegrÃ¼ndung und
erst, nachdem der KlÃ¤ger erneut einen Herzinfarkt erlitten hatte. Soweit Dr. W und
Dr. D angeben, der KlÃ¤ger kÃ¶nne noch leichte bis mittelschwere Arbeiten
ausfÃ¼hren, so folgt der Senat dem nicht. Die Definition der "leichten Arbeit" ist
folgende: "Als leichte Arbeit werden TÃ¤tigkeiten bezeichnet wie Handhaben
leichter WerkstÃ¼cke und Handwerkszeuge, Tragen von weniger als 10 Kilogramm,
Bedienen leichtgehender Steuerhebel und Kontroller oder Ã¤hnlicher mechanisch
wirkender Einrichtungen und lang dauerndes Stehen oder stÃ¤ndiges Umhergehen
(bei Dauerbelastung). Es kÃ¶nnen auch bis zu 5 % der Arbeitszeit (oder zweimal pro
Stunde) mittelschwere Arbeitsanteile enthalten sein. Belastende KÃ¶rperhaltungen
(Zwangshaltungen, Haltearbeit) erhÃ¶hen die Arbeitsschwere um eine Stufe"
(Deutsche Rentenversicherung, Sozialmedizinisches Glossar, DRV-Schriften Band
81, Seite 22 und zu finden im Internet unter "Deutsche Rentenversicherung,
Suchwort Sozialmedizinisches Glossar, dort unter Stichwort "Arbeit, leichte"). Zum
Stichwort "Arbeit, leichte bis mittelschwere" findet sich dort die Angabe: "Bei
leichter bis mittelschwerer Arbeit ist der Anteil mittelschwerer Arbeit auf
hÃ¶chstens 50 % begrenzt". Mittelschwere Arbeit ist folgendermaÃ�en definiert:
"Als mittelschwere Arbeit werden TÃ¤tigkeiten bezeichnet wie Handhaben etwa 1
bis 3 Kilogramm schwergehender Steuereinrichtungen, unbelastetes Begehen von
Treppen und Leitern (bei Dauerbelastung), Heben und Tragen mittelschwerer
Lasten in der Ebene von 10 bis 15 Kilogramm oder Hantierungen, die den gleichen
Kraftaufwand erfordern. Auch leichte Arbeiten mit zusÃ¤tzlicher ErmÃ¼dung durch
Haltearbeit mÃ¤Ã�igen Grades sowie Arbeiten am Schleifstein, mit Bohrwinden und
Handbohrmaschinen werden als mittelschwere Arbeit eingestuft werden. Es
kÃ¶nnen auch bis zu 5 % der Arbeitszeit (oder zweimal pro Stunde) schwere
Arbeitsanteile enthalten sein. Belastende KÃ¶rperhaltungen (Haltearbeit,
Zwangshaltungen) erhÃ¶hen die Arbeitsschwere um eine Stufe" (Deutsche
Rentenversicherung, aaO., Seite 22). Dr. Wund Dr. D haben beide angegeben, dass
Heben und Tragen Ã¼ber fÃ¼nf kg fÃ¼r den KlÃ¤ger nicht in Betracht kommt.
Auch benennen sie diesbezÃ¼glich keine Ausnahmen, etwa Heben und Tragen von
mehr als fÃ¼nf kg zeitlich begrenzt. Weiter darf der KlÃ¤ger nach
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Ã¼bereinstimmender Auffassung der beiden SachverstÃ¤ndigen nicht in
Zwangshaltungen arbeiten, welche nach dem oben zitierten Glossar zur Annahme
einer mittelschweren Arbeit fÃ¼hren wÃ¼rden. Die von Dr. W und Dr. D
angegebenen qualitativen EinschrÃ¤nkungen entsprechen damit nur noch einer
LeistungsfÃ¤higkeit von leichter Arbeit. Dr. M hat dies entsprechend der von ihm
angegebenen qualitativen EinschrÃ¤nkungen zutreffend bewertet. Der Senat folgt
dem Gutachten von Dr. M hinsichtlich der EinschÃ¤tzung des quantitativen
LeistungsvermÃ¶gens sowie der Benennung qualitativer EinschrÃ¤nkungen in
vollem Umfang, modifiziert, wie oben erlÃ¤utert, durch die von Dr. W benannten
qualitativen EinschrÃ¤nkungen, die durch orthopÃ¤dische Leiden bedingt sind. Die
beiden Gutachten sind schlÃ¼ssig und berÃ¼cksichtigen die bei dem KlÃ¤ger
vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen umfassend und begrÃ¼nden die
vorgenommene LeistungseinschÃ¤tzung sowie das Vorliegen der qualitativen
EinschrÃ¤nkungen nachvollziehbar und Ã¼berzeugend. Die beiden
SachverstÃ¤ndigen kommen damit zu weitgehend Ã¼bereinstimmenden
Ergebnissen. Nach der Rechtsprechung des BSG, zusammengefasst im Beschluss
des GroÃ�en Senats des BSG vom 19. Dezember 1996, Az. GS 2/95, dokumentiert in
juris = SozR 3-2600 Â§ 44 Nr. 8, sind die Versicherten grundsÃ¤tzlich auf
sÃ¤mtliche, meist ungelernte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes oder
-feldes verweisbar. Es besteht jedoch dann die Pflicht zur Benennung zumindest
einer VerweisungstÃ¤tigkeit, wenn eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen oder eine schwere spezifische Leistungsbehinderung
vorliegt. Darunter fallen nicht die "Ã¼blichen" LeistungseinschrÃ¤nkungen, wie z. B.
der Ausschluss von TÃ¤tigkeiten, die Ã¼berwiegendes Stehen oder Sitzen
erfordern, im Akkord oder Schichtdienst verrichtet werden oder besondere
Anforderungen an das Seh-, HÃ¶r- und KonzentrationsvermÃ¶gen erfordern (vgl.
BSG Urteil vom 1. MÃ¤rz 1984 â�� 4 RJ 43/83 â�� SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 117).
Anerkannt sind dagegen nach der Rechtsprechung des BSG z.B. besondere
Schwierigkeiten hinsichtlich der GewÃ¶hnung und Anpassung an einen neuen
Arbeitsplatz, in Verbindung mit anderen EinschrÃ¤nkungen die Erforderlichkeit, zwei
zusÃ¤tzliche Arbeitspausen von je 15 Minuten einzulegen, EinschrÃ¤nkungen der
Arm- und Handbewegung, halbstÃ¼ndiger Wechsel vom Sitzen zum Gehen oder
Analphabetismus. Der Grund fÃ¼r die Benennungspflicht liegt darin, dass der
Arbeitsmarkt mÃ¶glicherweise fÃ¼r diese Ã¼berdurchschnittlich
leistungsgeminderten Versicherten keine Arbeitsstelle bereithÃ¤lt oder nicht davon
ausgegangen werden kann, dass es fÃ¼r diese Versicherten eine ausreichende Zahl
von ArbeitsplÃ¤tzen gibt, bzw. "ernste Zweifel daran aufkommen, ob der
Versicherte in einem Betrieb einsetzbar ist" (GS 2/95 â�� BSGE 80, 24, 34 = SozR
3-2600 Â§ 44 Nr. 8). Ob eine VerweisungstÃ¤tigkeit benannt werden muss, ist nach
der Rechtsprechung des BSG nach den UmstÃ¤nden des Einzelfalles festzustellen
(vgl. BSG, Urteil vom 23. Mai 2006, Az. B 13 RJ 38/05 R, juris Rn. 23 m.w.N.). Der
jeweilige BegrÃ¼ndungsaufwand hÃ¤ngt insbesondere von der Anzahl, Art und
Schwere der bestehenden qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen ab. Je mehr
diese geeignet erscheinen, gerade auch typische ArbeitsplÃ¤tze fÃ¼r kÃ¶rperlich
leichte TÃ¤tigkeiten zu versperren, umso eingehender und konkreter muss das
Tatsachengericht seine Entscheidung zur Frage einer Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen oder einer schweren spezifischen
Leistungsbehinderung begrÃ¼nden (BSG, a.a.O.).
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Das BSG hat die Anwendbarkeit der Rechtsprechung bezÃ¼glich der Summierung
von LeistungseinschrÃ¤nkungen in seinem Urteil vom 5. Oktober 2005, Az. B 5 RJ
6/05 R, juris Rn. 18 = SozR 4-2600 Â§ 43 Nr. 5, auch fÃ¼r das neue, ab 1. Januar
2001 geltende Erwerbsminderungsrecht festgestellt und diese Rechtsprechung
zuletzt mit Urteil vom 19. Oktober 2011, Az. B 13 R 78/09 R, SozR 4-2600 Â§ 43 Nr.
16, bestÃ¤tigt.

Bei Vorliegen einer Summierung kann, anders als bei der Verweisung im Rahmen
der Frage, ob ein Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit besteht, die Bezeichnung von
Arbeitsfeldern (z.B. PrÃ¼fer, Montierer oder Verpacker von Kleinteilen) ausreichen,
um das Merkmal "Summierung" zu verneinen, denn eine PrÃ¤zisierung, wie sie bei
der Benennung von VerweisungstÃ¤tigkeiten gefordert wird, ist auf dieser
Ã�berlegungsstufe noch nicht erforderlich (Niesel in Kasseler Kommentar zum
Sozialversicherungsrecht, Stand MÃ¤rz 2018, Â§ 240 SGB VI, Rn. 117 m.w.N.).

Die PrÃ¼fung, ob eine Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen
vorliegt, erfolgt nach der Rechtsprechung des BSG in zwei Schritten (vgl. Urteil des
BSG vom 11. MÃ¤rz 1999, Az.: B 13 RJ 71/97 R SozR 3-2600 Â§ 43 Nr. 21). Zuerst ist
zu beurteilen, ob das RestleistungsvermÃ¶gen dem Versicherten kÃ¶rperliche
Verrichtungen (wie z.B. Zureichen, Abnehmen, Transportieren, Reinigen, Bedienen
von Maschinen, Kleben, Sortieren, Verpacken, Zusammensetzen von Teilen usw.)
erlaubt, die bei ungelernten TÃ¤tigkeiten gefordert zu werden pflegen. Verbleiben
insoweit Zweifel, folgt die PrÃ¼fung, ob eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen vorliegt.

Abgesehen davon, dass fraglich ist, wer feststellt, ob Versicherte diese
Verrichtungen noch ausfÃ¼hren kÃ¶nnen (Rentenversicherung bzw. im Klagefalle
das Gericht, ein medizinischer SachverstÃ¤ndiger und/oder ein berufskundlicher
SachverstÃ¤ndiger), hÃ¤lt der Senat die Abfrage dieser Verrichtungen auch nicht
(mehr) fÃ¼r ein geeignetes Mittel, um eine Summierung zu prÃ¼fen. Selbst wenn
die genannten Verrichtungen (Zureichen, Abnehmen, Transportieren usw.) isoliert
noch durchgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen, sind sie in der Regel verbunden mit
stÃ¤ndigem Stehen oder mit Zwangshaltungen oder anderen Anforderungen, die
nicht denen einer leichten TÃ¤tigkeit entsprechen. Der Arbeitsmarkt hat sich seit
der Entscheidung des GroÃ�en Senats (GS 2/95) vom 19. Dezember 1996 erheblich
verÃ¤ndert. Bereits damals war die Zahl ungelernter kÃ¶rperlich leichter
TÃ¤tigkeiten rÃ¼cklÃ¤ufig, der GroÃ�e Senat ging jedoch davon aus, dass es diese
ArbeitsplÃ¤tze in der Berufswelt tatsÃ¤chlich in nicht nur geringer Zahl gab (BSG,
Beschluss vom 19. Dezember 1996, Az. GS 2/95, aaO., juris Rn. 43). TÃ¤tigkeiten,
die mit diesen Verrichtungen verbunden sind und gleichzeitig der Definition einer
leichten Arbeit entsprechen, gibt es am Arbeitsmarkt kaum noch. Dies entnimmt
der Senat den AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen fÃ¼r Berufskunde und
TÃ¤tigkeitsanalyse Dr. Z, dessen Gutachten aus dem Verfahren L 8 R 726/13 vom 6.
Juni 2017 den Beteiligten zugÃ¤nglich gemacht wurde. Dr. Z hat unter III.1. seines
Gutachtens ausgefÃ¼hrt: "Der Arbeitsmarkt hat sich grundlegend gewandelt.
VerÃ¤nderungen in den Anforderungen an berufliche Ausbildungen und
TÃ¤tigkeiten spiegeln sich notwendigerweise in verÃ¤nderten Berufs- und
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TÃ¤tigkeitsbezeichnungen, sehr hÃ¤ufig auch in z.T. substantiell verÃ¤nderten
Inhalten wider ( ). Parallel haben sich die Anforderungen an persÃ¶nliche
FÃ¤higkeiten und Fertigkeiten (sog. "soziale Kompetenzen" bzw.
"SchlÃ¼sselkompetenzen") der ArbeitskrÃ¤fte qualitativ deutlich nach oben
verschoben, nicht zuletzt mit Blick auf die Digitalisierung, den Umgang mit dem
aufgebauten Leistungsdruck sowie die FÃ¤higkeit, mit unklaren (nicht eindeutigen)
Situationen fertig zu werden (AmbiguitÃ¤tstoleranz). Ebenfalls verstÃ¤rkend,
genauer: verschÃ¤rfend, wirken sich die aus der
Internationalisierung/Globalisierung der Arbeitsprozesse und dem zunehmenden
Leistungs- und Erwartungsdruck an Mitarbeiter ergebenden, z.T. einschneidenden
VerÃ¤nderungen in der Arbeitsweise, dem Arbeitsklima usw. aus. AuÃ�erordentliche
Bedeutung mit Blick auf verfÃ¼gbare ArbeitsplÃ¤tze kommt dem Prozess der
Auslagerung frÃ¼her direkt in Unternehmen verankerter ArbeitsplÃ¤tze im privaten
wie auch im Ã¶ffentlichen Sektor an externe Dienstleister (Outsourcing) bzw.
Unterauftragnehmer (Subunternehmer) und die ArbeitnehmerÃ¼berlassung
(Zeitarbeit) zu. Das heizt den Konkurrenzkampf und den Druck zwischen den
Mitarbeitern eher noch an. Mit abnehmender Tendenz stehen immer weniger
geringer qualifizierte (einfache) ArbeitsplÃ¤tze zur VerfÃ¼gung, die frÃ¼her als
typische Hilfs- (und damit auch Anlern-) tÃ¤tigkeiten galten, so dass in teils [in]
lÃ¤ngeren Arbeitserprobungen ArbeitskrÃ¤fte an ihre neuen Aufgaben
herangefÃ¼hrt werden konnten. Weitere einschneidende VerÃ¤nderungen des
Arbeitsangebots gerade in den fÃ¼r die KlÃ¤gerin potentiell interessanten
TÃ¤tigkeitsfeldern haben sich in den zurÃ¼ckliegenden 10-15 Jahren vollzogen.
Leichtere DienstleistungstÃ¤tigkeiten (hÃ¤ufig unter Bedingungen der Schicht-
und/oder Wochenarbeit), wie in Museen und Ausstellungen, Service in
LichtspielhÃ¤usern, Freizeit- und Erholungseinrichtungen, Sportanlagen usw.
werden in vielen FÃ¤llen auf 450EUR-Basis oder durch Praktikanten bzw.
studentische HilfskrÃ¤fte erledigt. In einem erstaunlichen Gegensatz zur Bezahlung
stehen die Anforderungen an die Voraussetzungen der Mitarbeiter, wie z.B.
Fremdsprachenkenntnisse, Kenntnisse des Sachgebiets, Umgang mit Publikum,
FlexibilitÃ¤t und Belastbarkeit usw. Die Anzahl sozialversicherungspflichtiger
ArbeitsplÃ¤tze wurde insbesondere seit der EinfÃ¼hrung der Arbeitsmarktreformen
im Jahr 2005 ("Hartz-Gesetze") nicht nur durch die Etablierung zahlreicher
"Minijobs", sondern auch durch Umwandlung in "zusÃ¤tzliche gemeinnÃ¼tzige
TÃ¤tigkeiten gegen MehraufwandsentschÃ¤digung" (sog. "MAE", s.o.) reduziert.
Experten verweisen darauf, das diese "MAE" in den zurÃ¼ckliegenden Jahren ganz
entscheidend dazu beitrugen, das Entstehen sozialversicherungspflichtiger
BeschÃ¤ftigungen zu unterdrÃ¼cken, wo diese zwangslÃ¤ufig entstanden wÃ¤ren".

Dem Beweisantrag der Beklagten aus dem Schriftsatz vom 1. Juni 2018 ist aus den
eben aufgezeigten GrÃ¼nden nicht nachzukommen, da der Senat ihn nicht fÃ¼r
entscheidungserheblich hÃ¤lt. Im Ã�brigen kann nach Auffassung des Senats die
Frage, ob der KlÃ¤ger diese Verrichtungen (Zureichen, Abnehmen, Transportieren
usw.) noch ausfÃ¼hren kann, zumindest im vorliegenden Fall dahinstehen, da
durch die berufskundlichen Gutachten und die weiterfÃ¼hrenden Ermittlungen des
Senats in dem Verfahren L 8 R 226/15 bewiesen ist, dass fÃ¼r den KlÃ¤ger keine
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarkts ausfÃ¼hrbar sind.
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Selbst wenn man annimmt, dass die PrÃ¼fung, ob die genannten Verrichtungen
noch durchgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen, ein taugliches Mittel zur KlÃ¤rung einer
"Summierung" ist und diese PrÃ¼fung auch im vorliegenden Fall fÃ¼r erforderlich
hÃ¤lt, ist fÃ¼r den Senat jedoch auch durch die von ihm bestellten
SachverstÃ¤ndigen Dr. M und Dr. W bewiesen, dass der KlÃ¤ger diese TÃ¤tigkeiten
nicht mehr in ausreichendem MaÃ�e durchfÃ¼hren kann. Zureichen und Abnehmen
erfolgt in aller Regel in stehender Arbeitsweise, nach den Gutachten soll der
KlÃ¤ger jedoch Arbeiten ausfÃ¼hren, bei denen er die Haltungsart wechseln kann,
auch soll er nicht Ã¼berwiegend stehen. Das Transportieren ist im Gehen
vorzunehmen, Arbeiten im Gehen sind dem KlÃ¤ger jedoch ebenfalls nur
eingeschrÃ¤nkt mÃ¶glich. Vor allem dÃ¼rfen bei Zureichen, Abnehmen,
Transportieren usw. die Hebe- und TragefÃ¤higkeiten nicht erheblich
eingeschrÃ¤nkt sein, was bei dem KlÃ¤ger jedoch der Fall ist. Reinigen erfolgt
hÃ¤ufig in gebÃ¼ckter KÃ¶rperhaltung, die der KlÃ¤ger ebenfalls nicht ausfÃ¼hren
kann. An laufenden Maschinen kann der KlÃ¤ger nicht arbeiten, da er auch hier
nicht die Haltungsart wechseln kÃ¶nnte. Das Kleben, Sortieren, Verpacken und
Zusammensetzen von Teilen erfolgt regelmÃ¤Ã�ig unter einseitiger
KÃ¶rperhaltung, eine Arbeit, die diese erfordert, ist fÃ¼r den KlÃ¤ger jedoch nicht
leistbar.

Damit liegt eine Summierung von â�� allerdings nur gewÃ¶hnlichen â��
LeistungseinschrÃ¤nkungen vor, die nach Auffassung des Senats zu einer
Benennungspflicht seitens der Beklagten fÃ¼hrt. Dabei folgt der Senat der
Rechtsprechung des 13. Senats des BSG, wonach auch eine Summierung vieler
gewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen zu einer Verschlossenheit des
Arbeitsmarktes und einer RentengewÃ¤hrung fÃ¼hren kann. Das BSG hat
ausgefÃ¼hrt: "Eine Summierung kann sich gleichwohl auch ergeben, wenn es sich
nicht um ungewÃ¶hnliche LeistungseinschrÃ¤nkungen handelt. Das BSG hat in
seinem Urteil vom 19. August 1997, Az. 13 RJ 55/96, dokumentiert in juris,
ausgefÃ¼hrt, dass die bisherigen Entscheidungen zum Vorliegen einer Summierung
ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen oder einer schweren spezifischen
Leistungsbehinderung nur als Einzelfallentscheidungen zu werten sind, die den
Besonderheiten der jeweiligen Sachlage gerecht zu werden suchen (BSG, a.a.O., Rn.
29). Das Merkmal "Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen"
trÃ¤gt dem Umstand Rechnung, dass auch eine Mehrzahl von EinschrÃ¤nkungen,
die jeweils nur einzelne Verrichtungen oder Arbeitsbedingungen betreffen,
zusammen genommen das noch mÃ¶gliche Arbeitsfeld in erheblichem Umfang
zusÃ¤tzlich einengen kÃ¶nnen. Jede qualitative LeistungseinschrÃ¤nkung, z.B. der
Ausschluss von Arbeiten auf Leitern und GerÃ¼sten, versperrt dem Versicherten
eine bestimmte Gruppe von ArbeitsplÃ¤tzen, d.h. alle TÃ¤tigkeiten, bei denen â��
und sei es auch nur gelegentlich â�� die nicht mehr mÃ¶gliche Leistungserbringung
gefordert wird. Jede weitere LeistungseinschrÃ¤nkung schlieÃ�t ihrerseits einen
anderen Bereich des Arbeitsmarktes aus, wobei sich diese Bereiche
Ã¼berschneiden, aber zu einer grÃ¶Ã�eren Einengung des Arbeitsmarktes addieren
kÃ¶nnen. Mit jeder zusÃ¤tzlichen Einengung steigt die Unsicherheit, ob in dem
verbliebenen Feld noch ohne weiteres BeschÃ¤ftigungsmÃ¶glichkeiten unterstellt
werden kÃ¶nnen. In diesem Sinne kann letztlich auch eine grÃ¶Ã�ere Summierung
"gewÃ¶hnlicher" LeistungseinschrÃ¤nkungen zur Benennungspflicht fÃ¼hren (BSG,
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a.a.O., Rn. 27). Allerdings hat der 5. Senat des BSG in seiner Entscheidung vom 9.
Mai 2012, Az. B 5 R 68/11 R, dokumentiert in juris Rn. 29 und in SozR 4-2600 Â§ 43
Nr. 18 ausgefÃ¼hrt, dass nach der unverÃ¤ndert einschlÃ¤gigen
Verweisungsrechtsprechung des GroÃ�en Senats des BSG (Beschluss vom 19.
Dezember 1996, aaO.) bei zeitlich uneingeschrÃ¤nkt leistungsfÃ¤higen Versicherten
allein die "Summierung" â�� notwendig also eine Mehrheit von wenigstens zwei
ungewÃ¶hnlichen LeistungseinschrÃ¤nkungen als tauglichen Summanden â�� die
Benennungspflicht begrÃ¼nde, nicht aber, wie das Berufungsgericht meine, bereits
das Zusammentreffen einer â�� potenziell â�� ungewÃ¶hnlichen und einer oder
mehrerer "gewÃ¶hnlicher" LeistungseinschrÃ¤nkungen (so auch schon Urteil des 5.
Senats des BSG vom 10. Oktober 2004, Az. B 5 RJ 48/03 R, juris Rn.19). Durch die
genannte Rechtsprechung des GroÃ�en Senats und den ausdrÃ¼cklichen
Ausschluss einer BerÃ¼cksichtigung der "jeweiligen Arbeitsmarktlage" in Â§ 43 Abs.
3 Halbs. 2 SGB VI sei auch bereits entschieden, dass weitere FÃ¤lle einer
Benennungspflicht nicht in Betracht kÃ¤men. Dagegen hat der 13. Senat auch noch
in jÃ¼ngerer Zeit auf sein oben genanntes Urteil vom 19. August 1997 verwiesen
und ausgefÃ¼hrt, dass es sich bei den Begriffen Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen und schwere spezifische Leistungsbehinderung um
unbestimmte Rechtsbegriffe handele, die einer Konkretisierung schwer zugÃ¤nglich
seien (vgl. BSG, Urteil vom 19. Oktober 2011, Az. B 13 R 78/09 R, juris Rn. 33 =
SozR 4-2600 Â§ 43 Nr. 16). Er hat weiter ausgefÃ¼hrt: "Eine vernÃ¼nftige
Handhabung dieser weiten Begriffe sichert, dass immer dann, wenn "ernsthafte
Zweifel" bestehen, ob der Versicherte "in einem Betrieb einsetzbar" ist (oder ein
Katalogfall vorliegen kÃ¶nnte), die konkrete Bezeichnung einer
VerweisungstÃ¤tigkeit erfolgen muss, die nicht nur zu dem Vergleich von
LeistungsfÃ¤higkeit und Anforderungsprofil fÃ¼hrt, sondern auch zu der
individuellen PrÃ¼fung, ob dem Versicherten der Arbeitsmarkt praktisch
verschlossen ist oder nicht". Beide Senate beziehen sich auf den oben benannten
Beschluss des GroÃ�en Senats vom 19. Dezember 1996, interpretieren diesen
jedoch offensichtlich unterschiedlich, ohne den Unterschied zu benennen (vgl. zur
Frage der "Summierungsrechtsprechung" auch die AusfÃ¼hrungen von Ulrich
Freudenberg in Schlegel/Voelzke, juris-PK SGB VI, Stand Juli 2013, Â§ 43 Rn.129ff,
insbesondere Rn. 179 bis 184). Auch wenn nach der Rechtsprechung des BSG die
Begriffe "ungewÃ¶hnliche LeistungseinschrÃ¤nkungen" und "spezifische
Leistungsbehinderung" weit auszulegen sind (vgl. Beschluss des GroÃ�en Senats
vom 19. Dezember 1996, aaO., juris Rn 48), sind die bei dem KlÃ¤ger vorliegenden
qualitativen EinschrÃ¤nkungen weder der einen noch der anderen Kategorie
zuzuordnen, so dass die Frage, ob es im Falle des KlÃ¤gers zu einer
RentengewÃ¤hrung kommen kann, auch entscheidungserheblich ist.

Der erkennende Senat schlieÃ�t sich der Auffassung des 13. Senats des BSG an. Es
ist letztlich gleichgÃ¼ltig, aus welchen GrÃ¼nden jemand keine TÃ¤tigkeit mehr
finden kann, fÃ¼r die sein LeistungsvermÃ¶gen ausreicht. Wenn jemand so viele
"gewÃ¶hnliche" EinschrÃ¤nkungen hat, dass alle auf dem Arbeitsmarkt
vorhandenen TÃ¤tigkeiten nicht mehr verrichtet werden kÃ¶nnen, liegt das gleiche
Ergebnis vor, wie wenn jemand auf Grund einer oder mehrerer ungewÃ¶hnlicher
oder spezifischer LeistungseinschrÃ¤nkungen keiner Arbeit mehr gerecht werden
kann. Auch in diesem Fall beruht die UnfÃ¤higkeit, durch Arbeit Erwerb zu erzielen,
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nicht auf der Schwankungen unterworfenen jeweiligen Lage des Arbeitsmarktes,
und auch nicht darauf, dass fÃ¼r noch vollschichtig einsetzbare Ã¤ltere arbeitslose
Versicherte bei vernÃ¼nftiger Betrachtung auf dem Arbeitsmarkt seit lÃ¤ngerer
Zeit kaum Vermittlungschancen bestehen, sondern auf dem praktisch gÃ¤nzlichen
Fehlen entsprechender ArbeitsplÃ¤tze in der Berufswelt. Wenn entsprechende
ArbeitsplÃ¤tze nicht vorhanden sind, auch nicht fÃ¼r jÃ¼ngere Versicherte, kann
die ZustÃ¤ndigkeit auch nicht in diejenige der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit fallen, da
eine Vermittlung dann ausgeschlossen ist. So hatte der GroÃ�e Senat jedoch
begrÃ¼ndet, aus welchen GrÃ¼nden eine Rente fÃ¼r lÃ¤nger arbeitslose Ã¤ltere
Versicherte nicht in Betracht kÃ¤me (BSG, Beschluss vom 19. Dezember 1996 aaO.,
juris Rn. 40).

Der berufskundliche SachverstÃ¤ndige B hat als diskussionswÃ¼rdige
VerweisungstÃ¤tigkeiten fÃ¼r den KlÃ¤ger diejenige eines PfÃ¶rtners an der
Nebenpforte und eines Mitarbeiters in der Sichtkontrolle von Kleinteilen benannt.
Den Mitarbeiter in der Sichtkontrolle von Kleinteilen hat Dr. M, dem der Senat
bezÃ¼glich dieser EinschÃ¤tzung folgt, ausgeschlossen, weil der KlÃ¤ger erhÃ¶hte
Anforderungen an die Konzentration und die Aufmerksamkeit wegen seiner
EinschrÃ¤nkungen im geistig-psychischen Bereich nicht mehr erbringen kann.

Weiter hat der SachverstÃ¤ndige B die TÃ¤tigkeit des "PfÃ¶rtners an der
Nebenpforte" als VerweisungstÃ¤tigkeit benannt. Diese TÃ¤tigkeit ist unter
BerÃ¼cksichtigung der vom Senat gefÃ¼hrten berufskundlichen Ermittlungen auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht mehr vorhanden, bzw. entspricht, soweit sie
noch vorhanden ist, nicht den bei dem KlÃ¤ger vorliegenden qualitativen
EinschrÃ¤nkungen. Dies ergibt sich fÃ¼r den Senat aus dem in seinem Auftrag
erstellten Gutachten des SachverstÃ¤ndigen N in dem Verfahren L 8 R 226/15 und
den dort gefÃ¼hrten weiteren berufskundlichen Ermittlungen, d.h. den Antworten
auf die Anfragen bei den vom BDSW benannten Firmen, auf die sich der
SachverstÃ¤ndige B in seinem Gutachten bezogen hat. Der Senat folgt
diesbezÃ¼glich dem Gutachten des SachverstÃ¤ndigen N in vollem Umfang. Dieser
hat ausgefÃ¼hrt hat, dass es sich bei den entsprechenden ArbeitsplÃ¤tzen
allenfalls um Nischen- oder PhantasiearbeitsplÃ¤tze handelt. Etwas anderes ergibt
sich auch nicht aus den AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen B und den
AuskÃ¼nften des BDSW. Die Ermittlungen des Senats bei den vom BDSW
benannten Betrieben haben ergeben, dass die TÃ¤tigkeit des "PfÃ¶rtners an der
Nebenpforte", die frÃ¼her unstreitig vorhanden war, im Rahmen einer
verÃ¤nderten Arbeitswelt isoliert nicht mehr angeboten wird. Dies hat der Prokurist
der Firma C-in seiner Stellungnahme vom 3. Januar 2018 ausfÃ¼hrlich dargestellt.
Danach leistet sich das reine Absitzen eines Dienstes an einer Pforte im aktuellen
Marktumfeld kein Auftraggeber mehr, den er kennt. Die Ã¼brigen Antworten gehen
alle in diese Richtung. Entweder werden gar keine PfÃ¶rtner an der Nebenpforte
beschÃ¤ftigt, oder es werden Mitarbeiter eingesetzt, die auch an anderer Stelle als
Sicherheitsmitarbeiter eingesetzt werden kÃ¶nnen und dort erheblich andere
Anforderungen erfÃ¼llen mÃ¼ssen, wie KontrollgÃ¤nge ausfÃ¼hren, Erste Hilfe
leisten und in 12-Stunden-Schichten arbeiten, denen der KlÃ¤ger mit seinen
qualitativen EinschrÃ¤nkungen nicht mehr gerecht werden kann. Dr. M hat in seiner
gutachterlichen Stellungnahme vom 6. Mai 2017 ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger dezidiert
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nicht in der Lage ist, auch unter Beachtung der qualitativen Leistungsminderungen,
quantitativ Ã¼ber acht Stunden tÃ¤glich die Leistungen des
RestleistungsvermÃ¶gens zu erbringen. Untermauert wird das gefundene Ergebnis
durch die SachverstÃ¤ndigenaussage des GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers der Firma G vom 1.
Juli 2014 in dem Rechtsstreit L 8 R 475/12, der ausgefÃ¼hrt hat, dass die TÃ¤tigkeit
eines PfÃ¶rtners bzw. Sicherheitsmitarbeiters regelmÃ¤Ã�ig beinhaltet, dass man
Verantwortung fÃ¼r Leib und Leben anderer Ã¼bernimmt. Dies ist jedoch nur
mÃ¶glich, wenn man Ã¼ber kÃ¶rperliche Belastbarkeit verfÃ¼gt, was bei dem
KlÃ¤ger nach den Gutachten von Dr. M und Dr. W sowie Dr. D nicht gegeben ist.
Besonderes Gewicht erhÃ¤lt die Aussage vom 1. Juli 2014 dadurch, dass der
SachverstÃ¤ndige auch gleichzeitig Landesgruppenvorsitzender fÃ¼r das Land
Berlin beim BDSW ist und daher die Gegebenheiten fÃ¼r PfÃ¶rtner und
Sicherheitsmitarbeiter auf dem Arbeitsmarkt besonders gut beurteilen kann.

Der Senat sieht es damit auf Grund der Gutachten der SachverstÃ¤ndigen B und N
in Verbindung mit den eingeholten AuskÃ¼nften als erwiesen an, dass keine
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes vorhanden sind, die der KlÃ¤ger noch
vollwertig ausÃ¼ben kann.

Da eine Summierung von LeistungseinschrÃ¤nkungen vorliegt und die Benennung
einer VerweisungstÃ¤tigkeit nicht mÃ¶glich ist, hat der KlÃ¤ger einen Anspruch auf
GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller Erwerbsminderung. Allerdings bestehen laut
dem Gutachten von Dr. W einige der leistungslimitierenden EinschrÃ¤nkungen,
insbesondere die Notwendigkeit, Ã¼berwiegend im Sitzen zu arbeiten, erst seit dem
4. MÃ¤rz 2014. Die volle (und auch die teilweise) Erwerbsminderung bestand daher
nicht Ã¼ber MÃ¤rz 2012 hinaus. Dies ergibt sich aus den Gutachten der gerichtlich
bestellten SachverstÃ¤ndigen, die alle von einem quantitativ erhaltenen, also
sechsstÃ¼ndigen LeistungsvermÃ¶gen ausgehen. Eine volle Erwerbsminderung
besteht, wie erlÃ¤utert, erst wieder seit dem 4. MÃ¤rz 2014 auf Grund der seitdem
vorliegenden Summierung gewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen. Der KlÃ¤ger
hat daher Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller Erwerbsminderung
auf Zeit auf Grund eines Leistungsfalles vom 4. MÃ¤rz 2014 ab 1. Oktober 2014 bis
zum 31. Dezember 2019. Soweit der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung der Rente Ã¼ber
MÃ¤rz 2012 hinaus begehrt, war die Berufung daher zurÃ¼ckzuweisen. Die Rente
ist gemÃ¤Ã� Â§ 102 Abs. 2 Satz 1 SGB VI zu befristen. Laut Dr. W ist zwar eine
Besserung der orthopÃ¤disch bedingten EinschrÃ¤nkungen nicht wahrscheinlich,
Dr. M hat jedoch angegeben, dass bei einer multimodalen, psychosomatischen
Therapie vorstellbar ist, dass einige qualitative LeistungseinschrÃ¤nkungen
behoben werden. Zumindest ist mit den AusfÃ¼hrungen von Dr. M nicht
nachgewiesen, dass eine Besserung des LeistungsvermÃ¶gens unwahrscheinlich ist
im Sinne des Â§ 102 Abs. 2 Satz 5 SGB VI.

FÃ¼r den Leistungsfall MÃ¤rz 2014 ist die Wartezeit von 60 Monaten (Â§ 43 Abs. 2
Nr. 3 i. V. m. Â§ 50 Abs. 1 SGB VI) erfÃ¼llt, ebenso die versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 Nr. 2 SGB VI.

Die Rente beginnt gemÃ¤Ã� Â§ 101 Abs. 1 SGB VI mit dem Beginn des siebten
Kalendermonats nach Eintritt des Leistungsfalles, also hier dem 1. Oktober 2014.
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Sie ist aus medizinischen GrÃ¼nden zu befristen. Bis Dezember 2019 kÃ¶nnen die
von Dr. M (und auch Dr. D) vorgeschlagenen Behandlungen, insbesondere die
RehabilitationsmaÃ�nahme, realistischer Weise durchgefÃ¼hrt werden.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Die Revision war wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung der Rechtssache zuzulassen
(Â§ 160 Abs. 2 SGG).

Erstellt am: 21.02.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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